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A. Problem und Ziel 

a) Einführung einer Biokraftstoffquote 

Die erfreuliche dynamische Entwicklung der im Verkehr eingesetzten Biokraft- 
stoffe führt auf der Basis der bisherigen Förderung über Steuervergünstigungen 
zu ansteigenden Steuerausfällen. Ein weiterer Ausbau ist auf dieser Grundlage 
mit dem Konsolidierungskurs der Bundesregierung nicht mehr vereinbar. 

Ziel des Gesetzentwurfs ist es daher, den weiteren Ausbau der Biokraftstoffe auf 
eine tragfähige Basis zu stellen, die mit der Förderung der Biokraftstoffe ver- 
folgten energie- und umweltpolitischen Ziele Versorgungssicherheit und Klima- 
schutz zu sichern sowie durch den weitgehenden Ersatz der Steuerbegünstigung 
der Biokraftstoffe durch eine untemehmensbezogene Quotenpflicht einen Bei- 
trag zum Subventionsabbau und zur Konsolidierung des Bundeshaushaltes zu 
leisten. 

b) Weitere Änderungen des Energie- und Stromsteuergesetzes 

Die Europäische Kommission hat den so genannten Spitzenausgleich nach § 10 
des Stromsteuergesetzes (StromStG) und § 55 des Energiesteuergesetzes 
(EnergieStG) (vormals: § 25a des Mineralölsteuergesetzes — MinöStG) bis zum 
3 1 . Dezember 2006 befristet genehmigt. Es bedarf deshalb einer Nachfolgerege- 
lung, um die Wettbewerbsfähigkeit der betroffenen Unternehmen zu erhalten. 
Darüber hinaus bedarf es weiterer Ergänzungen der Begünstigungsregelungen 
für das Produzierende Gewerbe und die Land- und Forstwirtschaft. 


B. Lösung 

a) Einführung einer Biokraftstoffquote 

Die Mineralölwirtschaft wird ab dem 1. Januar 2007 ordnungsrechtlich ver- 
pflichtet, einen wachsenden Mindestanteil von Biokraftstoffen, jeweils bezogen 
auf den gesamten jährlichen Absatz eines Unternehmens an Otto- oder Diesel- 
kraftstoff (einschließlich des Biokraftstofifanteils), zu vertreiben: 

• Die Quotenregelung im Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) ist so 
konzipiert, dass sie einfach, unbürokratisch und mit vertretbaren Kosten für 
die Verbraucher und die Mineralölwirtschaft umgesetzt werden kann. Zu die- 
sem Zweck knüpft die Quotenverpflichtung der Unternehmen an das beste- 
hende energiesteuerliche Verfahren an. 
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• Die Erfüllung der Quotenpflicht kann vertraglich auf Dritte übertragen wer- 
den. 

• Um sicherzustellen, dass Unternehmen, die gegen ihre Quotenverpflichtung 
verstoßen, wirtschaftlich nicht bessergestellt werden als Unternehmen, die 
sich gesetzestreu verhalten, ist eine entsprechende Sanktionsregelung vorge- 
sehen. 

• Mehrere Verordnungsermächtigungen tragen künftigen (vor allem techni- 
schen) Entwicklungen — insbesondere im Bereich der sog. Biokraftstoffe der 
zweiten Generation — Rechnung. Hierüber soll auch die Möglichkeit geschaf- 
fen werden, Nachhaltigkeits- und C02-Kriterien in das Quotensystem zu in- 
tegrieren. 

• Die Steuerbegünstigung und die Berücksichtigung bei der Biokraftstoffquote 
werden an die Erfüllung der einschlägigen Qualitätsnormen gebunden. 

• ln die Quote fallende Biokraftstoffe nach § 50 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 
EnergieStG werden nicht mehr steuerlich begünstigt. 

• Im Interesse des Vertrauensschutzes bleibt die Steuerbegünstigung für reine 
Biokraftstoffe, die nicht zur Erfüllung der Quote eingesetzt werden, nach den 
Regelungen des 2006 geänderten EnergieStG bestehen. 

• In der Landwirtschaft eingesetzte reine Biokraftstofife bleiben steuerfrei. 

• Die in der Entwicklung befindlichen Biokraftstoffe der zweiten Generation 
erhalten eine verlässliche Perspektive, indem sie vorbehaltlich einer beihilfe- 
rechtlichen Genehmigung durch die EU -Kommission unter Berücksichti- 
gung der Überkompensationsregelung bis 2015 — auch innerhalb der Quote - 
degressiv steuerbegünstigt werden. Biogas und Bioethanol in Form von E85 
werden ebenfalls bis Ende 2015 steuerbegünstigt. 

b) Weitere Änderungen des Energie- und Stromsteuergesetzes 

Die bisherige Systematik des Spitzenausgleichs bleibt in modifizierter Form er- 
halten. Die Regelungen stehen jedoch unter dem Vorbehalt der beihilferecht- 
lichen Genehmigung. 

Darüber hinaus werden weitere Begünstigungsregelungen für das Produzieren- 
de Gewerbe und die Land- und Forstwirtschaft geändert oder eingeführt. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen 

a) Kosten für die öffentliehen Haushalte 

Haushaltswirkungen ohne Vollzugsaufwand 

Für die Haushalte der Gebietskörperschaften ergeben sich in den Rechnungs- 
jahren 2006 bis 2010 die nachfolgenden Auswirkungen: 


Gebietskörperschaft 

Steuermehr-/-mindereinnahmen (— ) in Mio. Euro in den Kassenjahren 

2006 

2007 

2008 

2009 

2010 

Bund 

- 

1 100 

950 

1 200 

1 000 

Länder 

- 

- 

- 

- 

- 

Gemeinden 

- 

- 

- 

- 

- 

Insgesamt 

- 

1 100 

950 

1 200 

1 000 
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Vollzugsaufwand 

Durch die enge Anknüpfung an das Energiesteuerrecht, das zur Durchführung 
der Regelungen im BImSchG zur Quotenpflicht nutzbar gemacht wird, erhöht 
sich der Vollzugsaufwand so geringfügig, dass hierfür keine gesonderte Gegen- 
finanzierung erforderlich scheint bzw. von ihr keine mittelbaren Preiseffekte 
ausgehen. Vollzugsaufwand für Länder und Gemeinden entsteht nicht. 

b) Kosten für die Wirtsehaft und Preiswirkungen 

Die weitgehende Aufhebung der Steuerbegünstigung für Biokraftstoffe und die 
Verpflichtung, einen bestimmten Mindestanteil an Biokraftstoffen in Verkehr zu 
bringen, wird zu Mehrkosten für die Wirtschaft führen, weil die Herstellungs- 
kosten und damit auch die Marktpreise für Biokraftstoffe höher sind als die der 
fossilen Kraftstoffe. Dies dürfte auch zu einem leichten Anstieg der Kraftstoff- 
preise führen, sofern die Mehrkosten von den Unternehmen auf die Abnehmer 
der Kraftstoffe umgelegt werden. Die Höhe des Preisanstiegs hängt von der Ge- 
samtpreiskalkulation der quotenverpfiichteten Unternehmen ab, die untemeh- 
mensintern durchgeführt wird und im Voraus nicht quantifiziert werden kann. 
Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau- 
cherpreisniveau, sind aber nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
DIE Bundeskanzlerin 


Berlin, 



September 2006 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Biokraftstoffquote 
durch Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und zur 
Änderung energie- und stromsteuerrechtlicher Vorschriften 
(Biokraftstoffquotengesetz - BioKraftQuG) 

mit Begründung und Vorbiatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 1 . September 2006 als besonders 
eilbedürftig zugeleitet worden. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auffassung 
der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden 
unverzüglich nachgereicht. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Biokraftstoffquote 
durch Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und zur 
Änderung energie- und stromsteuerrechtlicher Vorschriften 
(Biokraftstoffquotengesetz - BioKraftQuG)^ ^ 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Energiesteuergesetzes 

Das Energiesteuergesetz vom 15. Juli 2006 (BGBl. 1 
S. 1534) wird wie folgt geändert: 

1 . § 50 wird wie folgt gefasst: 

„§ 50 

Steuerentlastung für Biokraft- und Bioheizstoffe 

( 1 ) Auf Antrag wird dem Steuerschuldner eine Steuer- 
entlastung gewährt 

1 . für nachweislich nach den Steuersätzen des § 2 Abs. 1 
versteuerte Biokraftstoffe, unvennischt mit anderen 
Energieerzeugnissen, ausgenommen Biokraftstoffen 
oder Additiven der Position 3811 der Kombinierten 
Nomenklatur, 

2. für nachweislich nach den Steuersätzen des § 2 Abs. 1 
versteuerte Energieerzeugnisse, die besonders forde- 
rungswürdige Biokraftstoffe nach Absatz 5 Nr. 3 sind, 

3 . für nachweislich nach den Steuersätzen des § 2 Abs. 1 
versteuerte Energieerzeugnisse, die besonders forde- 
rungswürdige Biokraftstoffe nach Absatz 5 Nr. 1 oder 
Nr. 2 sind oder enthalten, 

4. für nachweislich nach den Steuersätzen des § 2 Abs. 2 
versteuerte Energieerzeugnisse, die durch Vergärung 
oder synthetisch aus Biomasse erzeugtes und auf Erd- 
gasqualität aufbereitetes Biogas (Biomethan) sind 
oder enthalten, 

5. für nachweislich nach den Steuersätzen des § 2 Abs. 3 
versteuerte Energieerzeugnisse, die Biokraft- oder Bio- 
heizstoffe sind oder enthalten. 


* Dieses Gesetz dient der weiteren Umsetzung folgender Richtlinien: 

- Richtlinie 2003/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 8. Mai 2003 zur Förderung der Verwendung von Biokraftstof- 
fen oder anderen emeuerbaren Kraftstoffen im Verkehrssektor 
(ABI. EU Nr. L 123 S. 42) und 

- Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Re- 
strukturierung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur 
Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom 
(ABI. EU Nr. L 283 S. 51), zuletzt geändert durch die Richtlinie 
2004/75/EG des Rates vom 29. April 2004 (ABI. EU Nr. L 157 
S. 100). 

^ Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informations- 
verfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften 
und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft 
(ABI. EG Nr. L 104 S. 37), geändert durch die Richtlinie 98/48/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998 (ABI. 
EG Nr. L 217 S. 18), sind beachtet worden. 


Die Steuerentlastung wird vorbehaltlich der Absätze 2 
und 3 bis zum 3 1 . Dezember 2009 gewährt. Der Steuer- 
entlastungsanspruch entsteht in dem Zeitpunkt, in dem 
für die Energieerzeugnisse die Steuer nach den Steuersät- 
zen des § 2 in Person des Entlastungsberechtigten ent- 
steht. Im Falle von Satz 1 Nr. 1 und 2 wird eine Steuer- 
entlastung nur gewährt, soweit der Biokraftstoff nicht 
dazu dient, eine Verpflichtung nach § 37a Abs. 1 Satz 1 
und 2 in Verbindung mit § 37a Abs. 3 des Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 26. September 2002 (BGBl. I S. 3830), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Juni 2005 (BGBl. I 
S. 1865) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung zu erfüllen. Im Falle von Satz 1 Nr. 1 und 2 wird 
eine Steuerentlastung für Dieselkraftstoff ersetzende rei- 
ne Biokraftstoffe und für Ottokraftstoff ersetzende reine 
Biokraftstoffe nur gewährt, soweit die in § 37a Abs. 3 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes genannten Mindest- 
anteile an Biokraftstoffen überschritten werden. Satz 4 
gilt für besonders förderungswürdige Biokraftstoffe nach 
Absatz 1 Nr. 3 entsprechend. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 wird die Steuer- 
entlastung nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4 auch über den 
31. Dezember 2009 hinaus bis zum 31. Dezember 2015 
gewährt. 

(3) Die Steuerentlastung wird in Höhe der auf den Bio- 
kraft- oder Bioheizstoffanteil entfallenden Steuer ge- 
währt. Abweichend von Satz 1 wird für Fettsäuremethyl- 
ester oder Pflanzenöl, die nach den Steuersätzen des § 2 
Abs. 1 Nr. 4 versteuert worden sind, nur eine teilweise 
Steuerentlastung gewährt. Diese beträgt 


für 1 000 1 Fettsäuremethylester 
bis 3 1 . Dezember 2007 

380,40 EUR, 

vom 1 . Januar 2008 
bis 3 1 . Dezember 2008 

320,40 EUR, 

vom 1 . Januar 2009 
bis 3 1 . Dezember 2009 

260,40 EUR, 

vom 1. Januar 2010 
bis 31. Dezember 2010 

200,40 EUR, 

vom 1. Januar 2011 
bis 3 1. Dezember 2011 

140,40 EUR, 

ab 1. Januar 2012 

20,40 EUR, 

für 1 000 1 Pflanzenöl 
bis 3 1 . Dezember 2007 

470,40 EUR, 

vom 1 . Januar 2008 
bis 3 1 . Dezember 2008 

370,40 EUR, 

vom 1 . Januar 2009 
bis 3 1 . Dezember 2009 

290,40 EUR, 

vom 1. Januar 20 10 
bis 31. Dezember 2010 

210,40 EUR, 
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vom 1 . Januar 2011 

bis 3 1 . Dezember 2011 1 40,40 EUR, 

ab 1. Januar 2012 20,40 EUR. 

(4) Biokraft- und Bioheizstoffe sind unbeschadet der 
Sätze 2 bis 5 Energieerzeugnisse ausschließlich aus Bio- 
masse im Sinne der Biomasseverordnung vom 21. Juni 
2001 (BGBl. 1 S. 1234), geändert durch die Verordnung 
vom 9. August 2005 (BGBl. 1 S. 2419), in der jeweils 
geltenden Fassung. Energieerzeugnisse, die anteilig aus 
Biomasse hergestellt werden, gelten in Höhe dieses An- 
teils als Biokraft- und Bioheizstoff. Fettsäuremethylester 
gelten in vollem Umfang als Biokraft- oder Bioheizstof- 
fe, wenn sie durch Veresterung von pflanzlichen oder tie- 
rischen Ölen oder Fetten gewoimen werden, die selbst 
Biomasse im Sinne der Biomasseverordnung sind, und 
wenn ihre Eigenschaften mindestens den Anforderungen 
der DIN EN 14214 (Stand: November 2003) entsprechen. 
Bioethanol gilt nur daim als Biokraftstoff, wenn es sich 
um Ethylalkohol ex Unterposition 2207 10 00 der Kom- 
binierten Nomenklatur mit einem Alkoholanteil von min- 
destens 99 Volumenprozent handelt und seine Eigen- 
schaften mindestens den Anforderungen des Entwurfs 
der DIN EN 15376 (Stand: Mai 2006) entsprechen. Für 
Energieerzeugnisse, die anteilig aus Bioethanol bestehen, 
gilt für den Bioethanolanteil Satz 4 sinngemäß. Pflanzen- 
öl gilt nur dann als Biokraftstoff, weim seine Eigenschaf- 
ten mindestens den Anforderungen der Vomorm DIN V 
51605 (Stand: Juli 2006) entsprechen. Den Kraftstoffen 
nach den Sätzen 1 bis 6 sind solche Kraftstoffe gleichge- 
stellt, die einer anderen Norni oder technischen Spezifi- 
kation entsprechen, die in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder einer anderen Vertragspar- 
tei des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts- 
raum in Kraft ist, soweit diese Nomen oder technischen 
Spezifikationen mit den in den Sätzen 1 bis 6 genannten 
Normen übereinstimmen und die ein gleichwertiges 
Niveau der Beschaffenheit für die gleichen klimatischen 
Anforderungen sicherstellen. Die Normblätter, zu be- 
ziehen beim Beuth Verlag GmbH, Berlin, sind beim 
Deutschen Patent- und Markenamt archivmäßig gesi- 
chert niedergelegt. 

(5) Besonders forderungswürdige Biokraftstoffe sind 

1. synthetische Kohlenwasserstoffe oder synthetische 
Kohlenwasserstoffgemische, die durch themochemi- 
sche Umwandlung von Biomasse gewonnen werden, 

2. Alkohole, die durch biotechnologische Verfahren zum 
Aufschluss von Zellulose gewonnen werden, oder 

3. Energieerzeugnisse, die einen Bioethanolanteil von 
70 bis 90 Prozent enthalten, hinsichtlich des Bio- 
ethanolanteils. 

(6) Die Steuerentlastung darf nicht zu einer Überkom- 
pensation der Mehrkosten im Zusammenhang mit der Er- 
zeugung der in Absatz 1 Nr. 1 bis 5 genarmten Biokraft- 
und Bioheizstoffe führen; zu diesem Zweck hat das 
Bundesministerium der Finanzen unter Beteiligung des 
Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz, des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft und Technologie und des Bundesministeriums für 
Umweh, Naturschutz und Reaktorsicherheit dem Deut- 
schen Bundestag jährlich einen Bericht über die Markt- 


einführung der Biokraft- und Bioheizstoffe und die 
Entwicklung der Preise für Biomasse und Rohöl sowie 
die Kraft- und Heizstoffpreise vorzulegen und darin - im 
Falle einer Überkompensation - eine Anpassung der 
Steuerbegünstigung für Biokraft- und Bioheizstoffe ent- 
sprechend der Entwicklung der Rohstoffpreise an die 
Marktlage vorzuschlagen. Hierbei sind die Effekte für 
den Klima- und Umweltschutz, der Schutz natürlicher 
Ressourcen, die externen Kosten der verschiedenen 
Kraftstoffe, die Versorgungssicherheit und die Realisie- 
rung eines Mindestanteils an Biokraftstoffen und anderen 
emeuerbaren Kraftstoffen gemäß der Richtlinie 2003/30/ 
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
8. Mai 2003 zur Förderung der Verwendung von Bio- 
kraftstoffen oder anderen erneuerbaren Kraftstoffen im 
Verkehrssektor (ABI. EU Nr. L 123 S. 42) zu berücksich- 
tigen. Für besonders förderungswürdige Biokraftstoffe 
nach Absatz 5 Nr. 1 und 2 ist zur Feststellung einer Über- 
kompensation ein Vergleich dieser Biokraftstoffe mit ver- 
gleichbaren, nicht besonders förderungswürdigen Bio- 
kraftstoffen vorzunehmen. Werden Biokraft- und Bio- 
heizstoffe neu in den Markt eingeführt, hat das Bundes- 
ministerium der Finanzen unter Beteiligung der in Satz 1 
genannten obersten Bundesbehörden eine erste Analyse 
der Mehrkosten in Relation zu der Steuerbegünstigung 
vorzunehmen. 

(7) Im Falle von Störungen des deutschen Biokraft- 
oder Bioheizstoffmarktes oder des Biokraft- oder Bio- 
heizstoffmarktes in der Europäischen Gemeinschaft, die 
durch Einfuhren aus Drittländern hervorgerufen werden, 
wird die Bundesregierung bei der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften die Einleitung geeigneter 
Schutzmaßnahmen beantragen.“ 

2. § 51 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a werden nach dem Wort „Porenbeton- 
erzeugnissen,“ die Wörter „Zementplatten, minera- 
lischen Dämmstoffen,“ eingefügt. 

b) Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

„b) für die Metallerzeugung und -bearbeitung sowie 
im Rahmen der Herstellung von Metallerzeugnis- 
sen für die Herstellung von Schmiede-, Press-, 
Zieh- und Stanzteilen, gewalzten Ringen und pul- 
vermetallurgischen Erzeugnissen und zur Ober- 
flächenveredlung und Wärmebehandlung,“. 

3. § 54 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird die Angabe „8,18 EUR“ durch die 
Angabe „24,54 EUR“ ersetzt. 

b) In Nummer 2 wird die Angabe „1,464 EUR“ durch 
die Angabe „2,20 EUR“ ersetzt. 

c) In Nummer 3 wird die Angabe „14,02 EUR“ durch 
die Angabe „24,24 EUR“ ersetzt. 

4. § 55 wird aufgehoben. 

5. § 55 wird wie folgt gefasst: 

„§ 55 

Steuerentlastung für Unternehmen in Sonderfällen 

(1) Eine Steuerentlastung wird auf Antrag gewährt für 
Erdgas, Flüssiggase und gasförmige Kohlenwasserstoffe, 
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die nachweislich nach § 2 Abs. 3 Satz 1 versteuert wor- 
den sind und die von einem Unternehmen des Produzie- 
renden Gewerbes im Sinne des § 2 Nr. 3 des Stromsteu- 
ergesetzes zu betrieblichen Zwecken verheizt oder in 
begünstigten Anlagen nach § 3 verwendet worden sind. 

(2) Die Steuerentlastung beträgt für ein Kalenderjahr 
95 Prozent des Steueranteils nach Absatz 3, jedoch 
höchstens 95 Prozent des Betrags, um den die Summe aus 
dem Steueranteil nach Absatz 3 und der Stromsteuer nach 
§ 10 Abs. 1 Satz 1 des Stromsteuergesetzes im Kalender- 
jahr den Unterschiedsbetrag übersteigt zwischen 

1. dem Arbeitgeberanteil an den Rentenversicherungs- 
beiträgen, der sich für das Unternehmen errechnet, 
werm in dem Kalenderjahr, für das der Antrag gestellt 
wird (Antragsjahr), der Beitragssatz in der allgemei- 
nen Rentenversicherung 20,3 Prozent und in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung 26,9 Prozent 
betragen hätte, und 

2. dem Arbeitgeberanteil an den Rentenversicherungs- 
beiträgen, der sich für das Unternehmen errechnet, 
wenn im Antragsjahr der Beitragssatz in der allgemei- 
nen Rentenversicherung 19,5 Prozent und in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung 25,9 Prozent 
betragen hätte. 

Sind die Beitragssätze in der Rentenversicherung im 
Antragsjahr niedriger als die in Satz 1 Nr. 2 genarmten 
Beitragssätze, so sind die niedrigeren Beitragssätze für 
die Berechnung des Arbeitgeberanteils nach Satz 1 Nr. 2 
maßgebend. 

(3) Der Steueranteil (Absatz 2) beträgt 

1. für 1 MWh Erdgas oder 1 MWh 
gasfonnige Kohlenwasserstoffe nach 


§ 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 

1,46 EUR, 

2. für 1 000 kg Flüssiggase nach 
§ 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 

10,80 EUR, 

vermindert um 307,50 Euro. 


(4) Entlastungsberechtigt ist das Unternehmen des 
Produzierenden Gewerbes, das die Energieerzeugnisse 
verwendet hat.“ 

§ 57 Abs. 5 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. für 1 000 1 Biokraftstoffe 


a) nach § 50 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 


bis 3 1 . Dezember 2007 

109,02 EUR, 

vom 1 . Januar 2008 
bis 3 1 . Dezember 2008 

166,02 EUR, 

vom 1 . Januar 2009 
bis 3 1 . Dezember 2009 

223,02 EUR, 

vom 1. Januar 2010 
bis 31. Dezember 2010 

280,02 EUR, 

vom 1 . Januar 20 1 1 
bis 3 1 . Dezember 2011 

337,02 EUR, 

ab 1. Januar 2012 

451,02 EUR, 

b) nach § 50 Abs. 3 Satz 3 Nr. 2 


bis 3 1 . Dezember 2007 

23,52 EUR, 

vom 1 . Januar 2008 
bis 3 1 . Dezember 2008 

118,52 EUR, 


vom 1 . Januar 2009 
bis 3 1 . Dezember 2009 
vom 1. Januar 2010 
bis 31. Dezember 2010 
vom 1. Januar 2011 
bis 3 1 . Dezember 2011 
ab 1. Januar 2012 


194.52 EUR, 

270.52 EUR, 

337.02 EUR, 

451.02 EUR, 


jeweils unvermischt mit anderen Energieerzeugnis- 
sen, ausgenommen Biokraftstoffen oder Additiven 
der Position 3811 der Kombinierten Nomenklatur.“ 


7. Nach § 66 Abs. 1 Nr. 11 wird folgende Nummer 11a ein- 
gefügt: 

„11a. im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher- 
schutz, dem Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit, dem Bundes- 
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwick- 
lung und dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie Bestimmungen zu § 50 zu erlas- 
sen und dabei 

a) vorzuschreiben, dass Energieerzeugnisse nur 
dann als Biokraftstoffe anzuerkennen sind, 
wenn bei der Erzeugung der eingesetzten 
Biomasse nachweislich bestimmte Anforde- 
rungen an eine nachhaltige Bewirtschaftung 
landwirtschaftlicher Flächen oder bestimmte 
Anforderungen zum Schutz natürlicher Le- 
bensräume erfüllt werden oder wenn das Ener- 
gieerzeugnis ein bestimmtes CO 2 - Verminde- 
rungspotenzial aufweist, 

b) die Anforderungen im Sinne des Buchstaben a 
festzulegen, 

c) unter Berücksichtigung der technischen Ent- 
wicklung auch in Abweichung von § 50 
Abs. 4 Energieerzeugnisse als Biokraftstoffe 
zu bestimmen oder in Abweichung von § 50 
Abs. 4 festzulegen, dass bestimmte Energie- 
erzeugnisse nicht oder nicht mehr in vollem 
Umfang als Biokraftstoffe gelten, 

d) die besonders förderungswürdigen Biokraft- 
stoffe nach § 50 Abs. 5 näher zu bestimmen, 

e) auch in Abweichung von § 50 Abs. 5 andere 
als die dort genannten Energieerzeugnisse als 
besonders forderungswürdige Biokraftstoffe 
zu bestimmen, sofern sie ein hohes CO 2 - Ver- 
minderungspotenzial aufweisen und bei ihrer 
Herstellung auf eine breitere biogene Roh- 
stoffgrundlage zurückgegriffen werden kann 
als bei herkömmlichen Biokraftstoffen,“. 


Artikel 2 

Änderung des Stromsteuergesetzes 

Das Stromsteuergesetz vom 24. März 1999 (BGBl. I 
S. 378, 2000 I S. 147), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 15. Juli 2006 (BGBl. I S. 1534), wird wie 
folgt geändert: 

1 . § 2 wird wie folgt geändert: 
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a) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a einge- 
fügt: 

„2a. Klassifikation der Wirtschaftszweige: die vom 
Statistischen Bundesamt in 65189 Wiesbaden, 
Gustav-Stresemann-Ring 1 1 , herausgegebene 
Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 
2003 (WZ 2003), auch zu beziehen über 
www-ec. destatis.de;“. 

b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. Unternehmen des Produzierenden Gewerbes: 
Unternehmen, die dem Abschnitt C (Bergbau und 
Gewinnung von Steine und Erden), D (Verarbei- 
tendes Gewerbe), E (Energie- und Wasserversor- 
gung) oder F (Baugewerbe) der Klassifikation 
der Wirtschaftszweige zuzuordnen sind, sowie 
die anerkannten Werkstätten für behinderte Men- 
schen im Sinne des § 136 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch, wenn sie überwiegend eine 
wirtschaftliche Tätigkeit ausüben, die den vorge- 
nannten Abschnitten der Klassifikation der Wirt- 
schaftszweige zuzuordnen ist;“. 

c) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. Unternehmen der Land- und Forstwirtschaft: Un- 
ternehmen, die dem Abschnitt A (Land- und 
Forstwirtschaft) oder der Klasse 05.02 (Teich- 
wirtschaft und Fischzucht) der Klassifikation der 
Wirtschaftszweige zuzuordnen sind, sowie die 
anerkannten Werkstätten für behinderte Men- 
schen im Sinne des § 136 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch, wenn sie überwiegend eine 
wirtschaftliche Tätigkeit ausüben, die dem Ab- 
schnitt A oder der Klasse 05.02 der Klassifikation 
der Wirtschaftszweige zuzuordnen ist;“. 

2. § 9a Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden nach dem Wort „Porenbeton- 
erzeugnissen,“ die Wörter „Zementplatten, minera- 
lischen Dämmstoffen,“ eingefügt. 

b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. für die Metallerzeugung und -bearbeitung sowie 
im Rahmen der Herstellung von Metallerzeugnis- 
sen für die Herstellung von Schmiede-, Press-, 
Zieh- und Stanzteilen, gewalzten Ringen und pul- 
vermetallurgischen Erzeugnissen und zur Ober- 
fiächenveredlung und Wämiebehandlung jeweils 
zum Schmelzen, Warmhalten oder Entspannen“. 

3. Nach § 9a wird folgender § 9b eingefügt: 

„§ 9b 

Erlass, Erstattung oder Vergütung der Steuer 
für bestimmte Erzeugnisse 

(1) Auf Antrag wird die Steuer für nachweislich ver- 
steuerten Strom, den ein Unternehmen des Produzieren- 
den Gewerbes für die Herstellung von Industriegasen 
entnommen hat, erlassen, erstattet oder vergütet, wenn 
die Stromkosten im Kalenderjahr 50 Prozent der Kosten 
für die Herstellung der Gase übersteigen. 


(2) Erlass-, erstattungs- oder vergütungsberechtigt ist 
das Unternehmen des Produzierenden Gewerbes, das den 
Strom entnommen hat.“ 

4. § 1 0 wird aufgehoben. 

5. § 10 wird wie folgt gefasst: 

„§ 10 

Erlass, Erstattung oder Vergütung in Sonderfallen 

(1) Die Steuer für nachweislich versteuerten Strom, 
den ein Unternehmen des Produzierenden Gewerbes für 
betriebliche Zwecke, ausgenommen solche nach § 9 
Abs. 2 Nr. 2, entnommen hat, wird auf Antrag nach Maß- 
gabe des Absatzes 2 erlassen, erstattet oder vergütet, so- 
weit die Steuer im Kalenderjahr den Betrag von 512,50 
Euro übersteigt. Erlass-, erstattungs- oder vergütungsbe- 
rechtigt ist das Unternehmen des Produzierenden Gewer- 
bes, das den Strom entnommen hat. 

(2) Erlassen, erstattet oder vergütet werden für ein 
Kalenderjahr 95 Prozent der Steuer, jedoch höchstens 
95 Prozent des Betrags, um den die Steuer im Kalender- 
jahr den Unterschiedsbetrag übersteigt zwischen 

1. dem Arbeitgeberanteil an den Rentenversicherungs- 
beiträgen, der sich für das Unternehmen errechnet, 
wenn in dem Kalenderjahr, für das der Antrag gestellt 
wird (Antragsjahr), der Beitragssatz in der allgemei- 
nen Rentenversicherung 20,3 Prozent und in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung 26,9 Prozent 
betragen hätte, und 

2. dem Arbeitgeberanteil an den Rentenversicherungs- 
beiträgen, der sich für das Unternehmen errechnet, 
wenn im Antragsjahr der Beitragssatz in der allgemei- 
nen Rentenversicherung 19,5 Prozent und in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung 25,9 Prozent 
betragen hätte. 

Sind die Beitragssätze in der Rentenversicherung im An- 
tragsjahr niedriger als die in Satz 1 Nr. 2 genannten Bei- 
tragssätze, so sind die niedrigeren Beitragssätze für die 
Berechnung des Arbeitgeberanteils nach Satz 1 Nr. 2 
maßgebend.“ 


6. ln § 11 Nr. 10 Satz 1 wird die Angabe „§§ 9a und 10“ 
durch die Angabe „§§ 9a bis 10“ ersetzt. 

Artikel 3 

Änderung des Bundes-Immissionssehutzgesetzes 

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. September 2002 (BGBl. 1 
S. 3830), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
25. Juni 2005 (BGBl. 1 S. 1865), wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) ln der Überschrift zum Dritten Teil werden nach dem 
Wort „Schmierstoffen“ ein Semikolon und das Wort 
„Biokraftstoffe“ angefügt. 

b) Vor der Angabe „§ 32 Beschaffenheit von Anlagen“ 
wird folgende Angabe eingefügt: 
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„Erster Abschnitt 

Beschaffenheit von Anlagen, Stoffen, Erzeugnissen, 
Brennstoffen, Treibstoffen und Schmierstoffen“. 

c) Nach der Angabe „§ 37 Erfüllung von zwischenstaat- 
lichen Vereinbarungen und Beschlüssen der Europäi- 
schen Gemeinschaften“ wird folgender Abschnitt ein- 
gefügt: 

„Zweiter Abschnitt 
Biokraftstoffe 

§ 37a Mindestanteil von Biokraftstoff an der Ge- 
samtmenge in Verkehr gebrachten Kraftstoffs 

§ 37b Begriffsbestimmung, Anforderungen an Bio- 
kraftstoffe 

§ 37c Mitteilungs- und Abgabepflichten 

§ 37d Zuständige Stelle, Rechtsverordnung der Bun- 
desregierung“. 

2. ln der Überschrift zum Dritten Teil werden nach dem 
Wort „Schmierstoffen“ ein Semikolon und das Wort 
„Biokraftstoffe“ angefügt. 

3. Vor § 32 wird folgende Angabe eingefügt: 

„Erster Abschnitt 

Beschaffenheit von Anlagen, Stoffen, Erzeugnissen, 
Brennstoffen, Treibstoffen und Schmierstoffen“. 

4. Nach § 37 wird folgender Abschnitt eingefügt: 

„Zweiter Abschnitt 
Biokraftstoffe 

§ 37a 

Mindestanteil von Biokraftstoff an der 
Gesamtmenge in Verkehr gebrachten Kraftstoffs 

(1) Wer gewerbsmäßig oder im Rahmen wirtschaft- 
licher Unternehmungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 4 des 
Energiesteuergesetzes vom 15. Juli 2006 (BGBl. 1 

S. 1534), in der jeweils geltenden Fassung zu versteuern- 
de Kraftstoffe (Otto- oder Dieselkraftstoff) in Verkehr 
bringt, hat sicherzustellen, dass die gesamte im Laufe ei- 
nes Kalenderjahres in Verkehr gebrachte Menge Kraft- 
stoffs nach Maßgabe von Absatz 3 einen Mindestanteil 
von Biokraftstoff enthält. Kraftstoff gilt mit dem Entste- 
hen der Energiesteuer nach § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1, § 11 
Abs. 6 Satz 1, § 14 Abs. 1 bis 3, § 15 Abs. 1 oder Abs. 2, 
auch jeweils in Verbindung mit § 15 Abs. 4, § 17 Abs. 1 
Nr. 1, §§ 19, 22 Abs. 1 oder § 23 Abs. 1 oder Abs. 2 des 
Energiesteuergesetzes als in den Verkehr gebracht. Die 
Abgabe von Otto- und Dieselkraftstoff an die Bundes- 
wehr zu Zwecken der Verteidigung oder der Erfüllung 
zwischenstaatlicher Verpflichtungen gilt nicht als Inver- 
kehrbringen im Sinne der Sätze 1 und 2. Dies gilt auch für 
den Erwerb von Otto- und Dieselkraftstoff durch die 
Bundeswehr zu einem in Satz 3 genannten Zweck. Der 
Bundeswehr gleichgestellt sind aufgrund völkerrechtli- 
cher Verträge in der Bundesrepublik Deutschland befind- 
liche Tmppen sowie Einrichtungen, die die Bundeswehr 
oder diese Truppen zur Erfüllung ihrer jeweiligen Aufga- 
ben einsetzt oder einsetzen. Die Abgabe von Kraftstoff 
im Eigentum des Erdölbevorratungsverbandes auf Grund 
einer Freigabe nach § 30 Abs. 1, auch in Verbindung mit 
Absatz 2, des Erdölbevorratungsgesetzes durch den Erd- 


ölbevorratungsverband, Mitglieder des Erdölbevorra- 
tungsverbandes oder Dritte sowie nachfolgende Abgaben 
gelten nicht als Inverkehrbringen im Sinne der Sätze I 
und 2. Dies gilt auch für die Abgabe von Kraftstoff in den 
in Satz 6 genannten Fällen im Rahmen von Delegationen 
nach § 5 Abs. 2 des Erdölbevorratungsgesetzes durch 
Mitglieder des Erdölbevorratungsverbandes oder Dritte 
sowie für nachfolgende Abgaben. Die Abgabe von 
Ausgleichsmengen an unterversorgte Unternehmen zum 
Versorgungsausgleich im Sinne von § 1 Abs. 1 der Mine- 
ralölausgleichs- Verordnung vom 13. Dezember 1985 
(BGBl. I S. 2267), die zuletzt durch Artikel 49 des Geset- 
zes vom 21. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1956) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung gilt nicht als 
Inverkehrbringen im Sinne der Sätze 1 und 2. 

(2) Verpflichteter nach Absatz 1 Satz 1 und 2 ist der 
jeweilige Steuerschuldner im Sinne des Energiesteuer- 
gesetzes. In den Fällen des § 14 Abs. 1 und 3 des Ener- 
giesteuergesetzes gilt allein der Inhaber des abgebenden 
Steuerlagers als Verpflichteter im Sinne vom Satz 1. In 
den Fällen des § 14 Abs. 2 des Energiesteuergesetzes gilt 
der Inhaber des empfangenden Steuerlagers oder, sofern 
ein solches nicht existiert, der berechtigte Empfänger im 
Sinne von § 1 1 Abs. 3 des Energiesteuergesetzes als 
Verpflichteter im Sinne von Satz 1 . In den Fällen des § 1 7 
Abs. 1 Nr. 1 und § 22 Abs. 1 des Energiesteuergesetzes 
gilt allein derjenige als Verpflichteter im Sinne von 
Satz 1, der eine der dort jeweils genannten Handlungen 
zuerst vomimmt. 

(3) Verpflichtete nach Absatz 1 Satz 1 und 2 in Verbin- 
dung mit Absatz 2 (Verpflichtete), die Dieselkraftstoff in 
Verkehr bringen, haben einen Anteil Dieselkraftstoff 
ersetzenden Biokraftstoffs von mindestens 4,4 Prozent 
sicherzustellen. Verpflichtete, die Ottokraftstoff in Ver- 
kehr bringen, haben für die Jahre 2007 bis 2009 jeweils 
einen Anteil Ottokraftstoff ersetzenden Biokraftstoffs 
von mindestens 2 Prozent und ab dem Jahr 2010 von 
3 Prozent sicherzustellen. Unbeschadet der Sätze 1 und 2 
beträgt der Mindestanteil von Biokraftstoff an der Ge- 
samtmenge Otto- und Dieselkraftstoffs, die von einem 
Verpflichteten in Verkehr gebracht wird, im Jahr 2009 
5,7 Prozent und ab dem Jahr 2010 6 Prozent. Satz 3 gilt 
entsprechend für Verpflichtete, die ausschließlich Otto- 
kraftstoff oder ausschließlich Dieselkraftstoff in Verkehr 
bringen. Die Mindestanteile von Biokraftstoff beziehen 
sich in den Fällen der Sätze 1, 2 und 4 jeweils auf den 
Energiegehalt der Gesamtmenge Otto- oder Dieselkraft- 
stoffs zuzüglich des Biokraftstoffanteils, in den Fällen 
des Satzes 3 auf den Energiegehalt der Gesamtmenge 
Otto- und Dieselkraftstoffs zuzüglich des Biokraftstoff- 
anteils. 

(4) Der Mindestanteil von Biokraftstoff nach Absatz 3 
kann durch Beimischung zu Otto- oder Dieselkraftstoff 
oder durch Inverkehrbringen reinen Biokraftstoffs sicher- 
gestellt werden. Die Erfüllung von Verpflichtungen nach 
Absatz 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit Absatz 3 kann 
durch Vertrag, der der Schriftform bedarf, auf einen Drit- 
ten übertragen werden. Der Vertrag muss mengenmäßige 
Angaben zum Umfang der vom Dritten eingegangenen 
Verpflichtung sowie Angaben dazu enthalten, für welchen 
Verpflichtungszeitraum und für welchen Kraftstoff die 
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Übertragung gilt. Biokraftstoffmengen, die den nach Ab- 
satz 3 vorgeschriebenen Mindestanteil für ein bestimmtes 
Kalenderjahr übersteigen und für die keine Steuerentlas- 
tung nach § 50 Abs. 1 bis 5 des Energiesteuergesetzes be- 
antragt wurde, werden auf Antrag auf den Mindestanteil 
des Folgejahres angerechnet. Dies gilt nicht, soweit Bio- 
kraftstoffmengen nach Satz 4 auf Grund von Angaben 
nach § 37c Abs. 1 Satz 4 auf die nach den Sätzen 2 und 3 
vertraglich übernommene Erfüllung von Verpflichtungen 
eines Verpflichteten angerechnet werden. 

§ 37b 

Begriffsbestimmung, Anforderungen 
an Biokraftstoffe 

Biokraftstoffe sind unbeschadet der Sätze 2 bis 7 Ener- 
gieerzeugnisse ausschließlich aus Biomasse im Sinne der 
Biomasseverordnung vom 21. Juni 2001 (BGBl. 1 
S. 1234), geändert durch die Verordnung vom 9. August 
2005 (BGBl. 1 S. 2419), in der jeweils geltenden Fas- 
sung. Energieerzeugnisse, die anteilig aus Biomasse her- 
gestellt werden, gelten in Höhe dieses Anteils als Bio- 
kraftstoff. Fettsäuremethylester (Biodiesel) gelten in 
vollem Umfang als Biokraftstoffe, wenn sie durch Ver- 
esterung von pflanzlichen oder tierischen Ölen oder 
Fetten gewonnen werden, die selbst Biomasse im Sinne 
der Biomasseverordnung sind, und wenn ihre Eigen- 
schaften mindestens den Anforderungen der DIN EN 
14214 (Stand: November 2003) entsprechen. Bioethanol 
gilt nur dann als Biokraftstoff, wenn es sich um Ethyl- 
alkohol ex Unterposition 2207 10 00 der Kombinierten 
Nomenklatur nach § 1 Abs. 4 des Energiesteuergesetzes 
mit einem Alkoholanteil von mindestens 99 Volumen- 
prozent handelt und seine Eigenschaften mindestens den 
Anforderungen des Entwurfs der DIN EN 15376 (Stand: 
Mai 2006) entsprechen. Für Energieerzeugnisse, die an- 
teilig aus Bioethanol bestehen, gilt für den Bioethanolan- 
teil Satz 4 sinngemäß. Pflanzenöl gilt nur darm als Bio- 
kraftstoff, wenn seine Eigenschaften mindestens den 
Anforderungen der Vomorm DIN V 51605 (Stand: Juli 
2006) entsprechen. Den Kraftstoffen nach den Sätzen 1 
bis 6 sind solche Kraftstoffe gleichgestellt, die einer an- 
deren Norm oder technischen Spezifikation entsprechen, 
die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einer anderen Vertragspartei des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum in Kraft ist, so- 
weit diese Normen oder technischen Spezifikationen mit 
den in Sätzen 1 bis 6 genannten Normen übereinstimmen 
und die ein gleichwertiges Niveau der Beschaffenheit für 
die gleichen klimatischen Anforderungen sicherstellen. 
Biogene Öle, die in einem raffinerietechnischen Verfah- 
ren gemeinsam mit mineralölstämmigen Ölen hydriert 
werden, und Biogas werden nicht auf die Erfüllung von 
Verpflichtungen nach § 37a Abs. 1 Satz 1 und 2 in Ver- 
bindung mit Absatz 3 angerechnet. Energieerzeugnisse 
im Sinne von Satz 1, die vollständig oder teilweise aus 
tierischen Ölen oder Fetten hergestellt werden, werden ab 
dem 1. Januar 2012 nicht mehr auf die Erfüllung von 
Verpflichtungen nach § 37a Abs. 1 Satz 1 und 2 in Ver- 
bindung mit § 37a Abs. 3 angerechnet. Das Bundes- 
ministerium der Finanzen gibt den Energiegehalt der ver- 
schiedenen Biokraftstoffe sowie Änderungen ihres 
Energiegehaltes bekannt. Die in den Sätzen 3, 4 und 6 ge- 
nannten Normen, zu beziehen beim Beuth- Verlag GmbH, 


Berlin, sind beim Deutschen Patent- und Markenamt 
archivmäßig gesichert niedergelegt. 

§37c 

Mitteilungs- und Abgabepfiichten 

(1) Verpflichtete haben der zuständigen Stelle jeweils 
bis zum 15. April eines Jahres die im vorangegangenen 
Kalenderjahr in Verkehr gebrachte Menge Otto- und 
Dieselkraftstoffs sowie die in Verkehr gebrachte Menge 
Biokraftstoffs, letztere bezogen auf die verschiedenen 
jeweils betroffenen Biokraftstoffe, mitzuteilen. In der 
Mitteilung sind darüber hinaus Firma des Verpflichteten, 
Ort der für das Inverkehrbringen verantworflichen Nie- 
derlassung oder Sitz, die jeweils zugehörige Anschrift 
sowie Name und Anschrift des Vertretungsberechtigten 
anzugeben. Soweit die Erfüllung von Verpflichtungen 
nach § 37a Abs. 4 Satz 2 vertraglich auf Dritte übertragen 
wurde, hat der Verpflichtete zusätzlich die Angaben nach 
§ 37a Abs. 4 Satz 3 zu machen und eine Kopie des Ver- 
trags mit dem Dritten vorzulegen. Der Dritte hat in die- 
sem Fall die auf Grund seiner vertraglichen Verpflich- 
tung in Verkehr gebrachte Menge von Biokraftstoff, 
bezogen auf die verschiedenen jeweils betroffenen Bio- 
kraftstoffe, anzugeben. Die zuständige Stelle erteilt je- 
dem Verpflichteten eine Registriemummer und führt ein 
elektronisches Register, das für alle Verpflichteten die 
nach den Sätzen 1 bis 4 erforderlichen Angaben enthält. 

(2) Soweit ein Verpflichteter einer Verpflichtung nach 
§ 37a Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 37a Abs. 3 
nicht nachkommt, setzt die zuständige Stelle für die nach 
dem Energiegehalt berechnete Fehlmenge Biokraftstoffs 
eine Abgabe fest. In den Fällen des § 37a Abs. 3 Satz 1 
oder Satz 3, auch in Verbindung mit § 37a Abs. 3 Satz 4, 
beträgt die Höhe der Abgabe 16 Euro pro Gigajoule. In 
den Fällen des § 37a Abs. 3 Satz 2 beträgt die Höhe der 
Abgabe 38 Euro pro Gigajoule. In den Fällen des § 37a 
Abs. 3 Satz 3, auch in Verbindung mit § 37a Abs. 3 
Satz 4, wird die Abgabe nicht für die Fehlmengen Bio- 
kraftstoffs festgesetzt, für die bereits nach Satz 2 oder 
Satz 3 eine Abgabe festzusetzen ist. Soweit im Falle des 
§ 37a Abs. 4 Satz 2 der Dritte seine vertragliche Ver- 
pflichtung nicht erfüllt, setzt die zuständige Stelle die Ab- 
gabe gegen den Verpflichteten fest. Soweit ein nach § 37a 
Abs. 3 Satz 2 Verpflichteter nachweislich aus von ihm 
nicht zu vertretenden Gründen außerstande war, seine 
Verpflichtung bezogen auf das Jahr 2007 in diesem Jahr 
zu erfüllen, kann die zuständige Stelle von der Festset- 
zung der Abgabe nach Satz 1 und 3 absehen. In diesem 
Fall hat der Verpflichtete die fehlende Menge Biokraft- 
stoffs im Jahr 2008 in Verkehr zu bringen. 

(3) Soweit der Verpflichtete der zuständigen Stelle die 
nach Absatz 1 Satz 1 und 3 erforderlichen Angaben nicht 
oder nicht ordnungsgemäß mitgeteilt hat, schätzt die zu- 
ständige Stelle die vom Verpflichteten im vorangegange- 
nen Kalenderjahr in Verkehr gebrachten Mengen Otto- 
oder Dieselkraftstoffs und Biokraftstoffs. Die Schätzung 
ist unwiderlegliche Basis für die Verpflichtung nach 
§ 37a Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 37a 
Abs. 3. Die Schätzung unterbleibt, soweit der Verpflich- 
tete im Rahmen der Anhörung zum Festsetzungsbescheid 
nach Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Satz 2 
oder Satz 3 die Mitteilung nachholt. Soweit ein Dritter 
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die nach Absatz 1 Satz 4 erforderlichen Angaben nicht 
ordnungsgemäß mitgeteilt hat, geht die zuständige Stelle 
davon aus, dass der Dritte die von ihm eingegangene Ver- 
pflichtung nicht erfüllt hat. Satz 4 gilt nicht, soweit der 
Dritte im Rahmen der Anhörung zum Festsetzungs- 
bescheid gegen den Verpflichteten nach Absatz 2 Satz 5 
diese Mitteilung nachholt. 

§37d 

Zuständige Stelle, Rechtsverordnung 
der Bundesregierung 

(1) Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Finanzen wird eine zuständige Stelle mit den Aufgaben 
errichtet, die Erfüllung von Verpflichtungen nach § 37a 
zu überwachen und die in § 37c geregelten Aufgaben zu 
erfüllen. Das Bundesministerium der Finanzen wird er- 
mächtigt, die zuständige Stelle zu bestimmen. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach Anhö- 
rung der beteiligten Kreise (§51) durch Rechtsverord- 
nung ohne Zustimmung des Bundesrates 

1 . unter Berücksichtigung der technischen Entwicklung 
auch in Abweichung von § 37b Satz 1 bis 6 Erzeug- 
nisse als Biokraftstoffe zu bestimmen oder in Abwei- 
chung von § 37b Satz 1 bis 6 festzulegen, dass be- 
stimmte Erzeugnisse nicht oder nicht mehr in vollem 
Umfang als Biokraftstoffe gelten oder die Anrechen- 
barkeit von biogenen Ölen im Sinne von § 37b Satz 8 
auf die Erfüllung dort genannter Verpflichtungen ab- 
weichend von dieser Vorschrift zu regeln, 

2. zu bestimmen, dass der mengenmäßige Anteil eines 
bestimmten Biokraftstoffs nach Nummer 1 oder § 37b 
Satz 1 bis 7 am Gesamtkraftstoffabsatz im Rahmen 
der Erfüllung von Verpflichtungen nach § 37a Abs. 1 
Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 37a Abs. 3 nach 
Maßgabe einer Multiplikation der tatsächlich in Ver- 
kehr gebrachten Menge des jeweiligen Biokraftstoffs 
mit einem bestimmten Rechenfaktor zu berechnen ist, 
der unter Berücksichtigung der Treibhausgasbilanz 
des jeweiligen Biokraftstoffs festzulegen ist, 

3. vorzuschreiben, dass Biokraftstoffe nur dann auf die 
Erfüllung von Verpflichtungen nach § 37a Abs. 1 
Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 37a Abs. 3 ange- 
rechnet werden, wenn bei der Erzeugung der einge- 
setzten Biomasse nachweislich bestimmte Anfor- 
derungen an eine nachhaltige Bewirtschaftung 
landwirtschaftlicher Flächen oder bestimmte Anfor- 
derungen zum Schutz natürlicher Lebensräume erfüllt 
werden oder wenn Biokraftstoffe ein bestimmtes 
C02-Verminderungspotenzial aufweisen, 

4. die Anforderungen im Sinne der Nummer 3 festzu- 
legen, 

5. die Höhe der Abgabe nach § 37c Abs. 2 Satz 2 oder 
Satz 3 zu ändern, um im Falle von Änderungen des 
Preisniveaus für Kraftstoffe eine vergleichbare wirt- 
schaftliche Belastung aller Verpflichteten sicher- 
zustellen.“ 

5. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 . 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefügt: 


„(2) Das Bundesministerium der Finanzen erlässt 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und dem 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz nach Anhörung der beteiligten 
Kreise (§51) ohne Zustimmung des Bundesrates all- 
gemeine Verwaltungsvorschriften zur Durchführung 
der §§ 37a, 37b und 37c sowie der auf Grund des 
§ 37d erlassenen Rechtsverordnungen.“ 

6. § 52 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Absatz 2 gilt entsprechend für Eigentümer und Besit- 
zer von Anlagen, Stoffen, Erzeugnissen, Brennstoffen, 
Treibstoffen und Schmierstoffen, soweit diese den §§ 37a 
bis 37c oder der Regelung der nach den §§ 32 bis 35, 37 
oder 37d erlassenen Rechtsverordnung unterliegen.“ 

7. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 8 wird der den Satz abschließende 
Punkt durch ein Komma ersetzt und werden folgende 
Nummern 9 und 10 angefügt: 

„9. entgegen § 37c Abs. 1 Satz 1 bis 3 der zuständi- 
gen Stelle die dort genannten Angaben nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht recht- 
zeitig mitteilt oder nicht oder nicht rechtzeitig 
eine Kopie des Vertrags mit dem Dritten vorlegt, 

10. entgegen § 37c Abs. 1 Satz 4 der zuständigen 
Stelle die dort genannten Angaben nicht richtig 
mitteilt.“ 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist in 
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 9 und 10 die zuständige 
Stelle.“ 

Artikel 4 

Änderung des Mineralöldatengesetzes 

Das Mineralöldatengesetz vom 20. Dezember 1988 
(BGBl. I S. 2353), zuletzt geändert durch Artikel 131 der 
Verordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I S. 2304), 
wird wie folgt geändert: 

1 . Dem § 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Meldepflichtige haben Amtsträgem der BAFA 
während der Geschäfts- und Arbeitszeit Auskunft zu er- 
teilen sowie Zutritt zu Betriebsräumen und Betriebs- 
gmndstücken und Einsicht in Unterlagen und Aufzeich- 
nungen, die im Zusammenhang mit der Meldepflicht 
stehen, zu gewähren.“ 

2. § 5 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Einzelangaben können an das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie, das Bundesministerium 
der Finanzen, das Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung, das Bundesministerium für Er- 
nähmng, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, das 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit, die für die gewerbliche Wirtschaft zustän- 
digen obersten Landesbehörden, die Dienststellen der 
Europäischen Gemeinschaften und die Internationale 
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Energie-Agentur weitergeleitet werden, soweit dies zur 
Erfüllung dieses Gesetzes erforderlich ist.“ 


Artikel 5 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 5 
am 1. Januar 2007 in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nr. 1 § 50 Abs. 1 Satz 6 tritt an dem Tag 
außer Kraft, an dem die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften die erforderliche beihilferechtliche Geneh- 
migung für eine Steuerbegünstigung von besonders forde- 
rungswürdigen Biokraftstoffen erteilt, die dazu dienen, die 
Verpflichtung nach § 37a Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung 
mit § 37a Abs. 3 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu 
erfüllen. Der Tag des Außerkrafttretens ist vom Bundes- 


ministerium der Finanzen im Bundesgesetzblatt gesondert 
bekannt zu geben. 

(3) Artikel 1 Nr. 1 § 50 Abs. 2 tritt an dem Tag in Kraft, 
an dem die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
die hierfür erforderliche beihilferechtliche Genehmigung er- 
teilt. Der Tag des Inkrafttretens ist vom Bundesministerium 
der Finanzen im Bundesgesetzblatt gesondert bekannt zu ge- 
ben. 

(4) Artikel 1 Nr. 3 und 5 und Artikel 2 Nr. 3 und 5 treten 
vorbehaltlich einer hierzu jeweils erforderlichen beihilfe- 
rechtlichen Genehmigung durch die Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften mit Wirkung vom 1 . Januar 2007 
in Kraft. Das Inkrafttreten ist vom Bundesministerium der 
Finanzen im Bundesgesetzblatt gesondert bekannt zu geben. 

(5) Artikel 1 Nr. 2 tritt mit Wirkung vom 1. August 2006 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1. Zielsetzung und wesentlicher Inhalt 

a) Einführung einer Biokraftstoffquote 

Das Gesetz bezweckt, den weiteren Ausbau der Biokraft- 
stoffe auf eine tragfähige Basis zu stellen, die mit der Förde- 
rung der Biokraftstoffe verfolgten energie- und umweltpoli- 
tischen Ziele Versorgungssicherheit und Klimaschutz zu 
sichern sowie durch den weitgehenden Ersatz der Steuer- 
begünstigung der Biokraftstoffe durch eine untemehmensbe- 
zogene Quotenpflicht einen Beitrag zum Subventionsabbau 
und zur Konsolidierung des Bundeshaushaltes zu leisten. 

Die Mineralölwirtschaft wird ab dem 1. Januar 2007 ord- 
nungsrechtlich verpflichtet, einen wachsenden Mindestanteil 
von Biokraftstoffen, jeweils bezogen auf den gesamten jähr- 
lichen Absatz eines Unternehmens an Otto- oder Dieselkraft- 
stoff (einschließlich des Biokraftstoffanteils), zu vertreiben. 
Die Quotenregelung im Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) ist so konzipiert, dass sie einfach, unbürokratisch 
und mit vertretbaren Kosten für die Verbraucher und die 
Mineralölwirtschaft umgesetzt werden kann. Zu diesem 
Zweck knüpft die Quotenverpflichtung der Unternehmen an 
das Entstehen der Energiesteuer nach dem Energiesteuerge- 
setz an (§ 37a Abs. 1 Satz 2 BImSchG n. F.). Die Erfüllung 
der Quotenpflicht kann vertraglich auf Dritte übertragen wer- 
den (§ 37a Abs. 4 Satz 2 BImSchG n. F.). Grundlage der Über- 
wachung der Einhaltung der Quotenverpflichtungen sind 
Mitteilungspflichten der quotenpflichtigen Unternehmen ge- 
genüber der zuständigen Stelle (§ 37c Abs. 1 BImSchG n. F.). 
Um sicherzustellen, dass Unternehmen, die gegen ihre Quo- 
tenverpflichtung verstoßen, wirtschaftlich nicht besser gestellt 
werden als Unternehmen, die sich gesetzestreu verhalten, ist 
eine entsprechende Sanktionsregelung vorgesehen (§ 37c 
Abs. 2 BImSchG n. F.). Damit künftigen (vor allem techni- 
schen) Entwicklungen — insbesondere im Bereich der sog. 
Biokraftstoffe der zweiten Generation - im Verordnungs- 
wege Rechnung getragen werden kann, enthält § 37d Abs. 2 
BImSchG n. F. mehrere Verordnungsermächtigungen. Hier- 
über soll auch die Möglichkeit geschaffen werden, Nachhal- 
tigkeits- oder C02-Kriterien in das Quotensystem zu integrie- 
ren. Darüber hinaus werden die Steuerbegünstigung und die 
Berücksichtigung bei der Biokraftstoffquote an die Erfüllung 
der einschlägigen Qualitätsnormen gebunden. 

In die Quote fallende Biokraftstoffe nach § 50 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 und 2 des Energiesteuergesetzes (EnergieStG) werden 
nicht mehr steuerlich begünstigt. Im Interesse des Vertrau- 
ensschutzes bleibt die Steuerbegünstigung für reine Biokraft- 
stoffe, die nicht zur Erfüllung der Quote eingesetzt werden, 
nach den Regelungen des 2006 geänderten EnergieStG be- 
stehen. In der Landwirtschaft eingesetzte reine Biokraftstoffe 
bleiben steuerfrei. Die in der Entwicklung befindlichen Bio- 
kraftstoffe der zweiten Generation erhalten eine verlässliche 
Perspektive, indem sie vorbehaltlich einer beihilferechtlichen 
Genehmigung durch die EU-Kommission unter Berücksich- 
tigung der Überkompensationsregelung bis 20 1 5 - auch in- 
nerhalb der Quote - degressiv steuerbegünstigt werden. 


Biogas und Bioethanol in Form von E85 werden ebenfalls bis 
Ende 2015 steuerbegünstigt. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Biokraftstoffquoten 
im Lichte der Entwicklungen des Biokraftstoffsektors und 
der europäischen Rahmenbedingungen nach 2010 schritt- 
weise anzuheben. Dabei wird insbesondere der Stand der 
Entwicklung, der Marktreife und der Kapazitätsentwicklung 
bei den Biokraftstoffen der zweiten Generation berücksich- 
tigt. 

b) Weitere Änderungen des Energie- und Stromsteuer- 
gesetzes 

Die Europäische Kommission hat den so genannten Spitzen- 
ausgleich nach § 10 StromStG und § 55 EnergieStG (vor- 
mals: § 25a MinöStG) mit Schreiben vom 1. April 2004 
(Beihilfe NN 61/2003) EU-beihilferechtlich genehmigt, al- 
lerdings befristet bis zum 31. Dezember 2006. Jede Verlän- 
gerung oder Wiedereinführung des Spitzenausgleichs bedarf 
daher einer neuen beihilferechtlichen Genehmigung. Die 
Kommission sah zwar unter beihilferechtlichen Gesichts- 
punkten die Steuerbegünstigung „Spitzenausgleich“ als mit 
dem EU-Beihilferecht vereinbar an (insbesondere unter 
Anwendung des Umwelt-Beihilferahmens), hat aber aus- 
drücklich auf das Erfordernis der Anpassung der Steuerbe- 
günstigung an die Vorgaben der EU-Energiesteuerrichtlinie 
bis zum 31. Dezember 2006 hingewiesen. 

Die Energiesteuerrichtlinie enthält in Artikel 17 Abs. 1 
Buchstabe b eine Rechtsgrundlage für die Einführung einer 
nationalen Steuerbegünstigung, die an das Bestehen von 
Umweltschutzvereinbarungen mit Unternehmen oder Unter- 
nehmensverbänden anknüpft. Da die Bundesregierung mit 
der deutschen Wirtschaft am 9. November 2000 eine solche 
Vereinbarung zur Klimavorsorge getroffen hat, stützt sie die 
Fortführung des Spitzenausgleichs auf Artikel 17 Abs. 1 
Buchstabe b der EU-Energiesteuerrichtlinie. Wegen der mit 
der Anwendung und Auslegung unterschiedlicher Vorschrif- 
ten der EU-Energiesteuerrichtlinie verbundenen Rechtsun- 
sicherheiten steht das Inkrafttreten des Spitzenausgleichs un- 
ter dem Vorbehalt der beihilferechtlichen Genehmigung. 

2. Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Änderun- 
gen im Energiesteuergesetz und im Stromsteuergesetz ergibt 
sich aus Artikel 105 des Grundgesetzes (GG). 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Neurege- 
lungen im BImSchG ergibt sich aus den Kompetenztiteln der 
konkurrierenden Gesetzgebung nach Artikel 74 Abs. 1 
Nr. 24 (Luftreinhaltung), Nr. 1 1 (Recht der Wirtschaft) so- 
wie Nr. 1 (Strafrecht) GG. 

Die Luftreinhaltung im Sinne von Artikel 74 Nr. 24 GG um- 
fasst auch den in § 1 Abs. 1 BImSchG angesprochenen 
Schutz der Atmosphäre, der wiederum den Klimaschutz ein- 
schließt. Da die Neuregelungen im BImSchG auch dem 
Klimaschutz dienen, beruhen sie auch auf Artikel 74 Abs. 1 
Nr. 24 GG. 
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Zum Recht der Wirtschaft gehören nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts alle Normen, die das wirt- 
schaftliche Leben und die wirtschaftliche Betätigung bezie- 
hungsweise die Steuerung und Lenkung des Wirtschaftsle- 
bens insgesamt regeln. Entscheidend für die Zuordnung zum 
Kompetenztitel „Recht der Wirtschaft“ ist, dass von der 
Regelung nicht nur wirtschaftlich Tätige betroffen sind, son- 
dern dass das wirtschaftliche Wirken selbst spezifisch gere- 
gelt wird. Das Gesetz enthält Vorschriften, die das 
Inverkehrbringen von Kraftstoffen regeln und sich damit un- 
mittelbar auf die wirtschaftliche Tätigkeit der betroffenen 
Unternehmen auswirken, ln diesem Sinne steuert das Gesetz 
die wirtschaftliche Betätigung der Vertreiber von Kraftstof- 
fen. Wer im Rahmen seiner wirtschaftlichen Tätigkeit Kraft- 
stoffe in Verkehr bringen möchte, darf dies nur, wenn er die 
in den §§ 37a bis 37c oder in einer Rechtsverordnung nach 
§ 37d enthaltenen Vorgaben einhält. 

Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG erfasst neben dem so genannten 
echten Kriminalstrafrecht auch das Ordnungswidrigkeiten- 
recht. Die Bußgeldvorschriften in § 62 BImSchG n. F. beru- 
hen auf diesem Kompetenztitel. 

Die Wahrnehmung der konkurrierenden Gesetzgebungskom- 
petenz durch den Bund ist zur Wahrung der Wirtschaftsein- 
heit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich (Artikel 72 
Abs. 2 GG), wenn unterschiedliche landesrechtliche Rege- 
lungen erhebliche Nachteile für die Gesamtwirtschaft mit 
sich bringen, d. h. insbesondere Schranken oder Hindernisse 
für den wirtschaftlichen Verkehr im Bundesgebiet errichten 
(BVerfGE 106, 62, 146f). Die Wahrung der Wirtschaftsein- 
heit liegt im gesamtstaatlichen Interesse, wenn es um die Er- 
haltung der Funktionsfähigkeit des Wirtschaftsraums der 
Bundesrepublik Deutschland durch bundeseinheitliche 
Rechtsetzung geht. Der Erlass von Bundesgesetzen zur Wah- 
rung der Wirtschaftseinheit steht dann im gesamtstaatlichen 
Interesse, wenn Landesregelungen erhebliche Nachteile für 
die Gesamtwirtschaft mit sich bringen (BVerfGE 106, 62, 
LS 2 b) cc)). Diese Voraussetzungen sind hier erfüllt: 

Die Neuregelungen im BImSchG betreffen das Inverkehr- 
bringen von Kraftstoffen, die ganz überwiegend nicht nur in 
einzelnen Bundesländern, sondern im ganzen Bundesgebiet, 
häufig darüber hinaus auch europa- und weltweit veraiarktet 
werden. Unterschiedliche Landesregelungen im Zusammen- 
hang mit dem Inverkehrbringen von Mindestanteilen von 
Biokraftstoff hätten eine erhebliche Behinderung des bun- 
desweiten Vertriebs dieser Erzeugnisse sowie beträchtliche 
Wettbewerbsverzerrungen zur Folge. Angesichts der mit sol- 
chen Auswirkungen verbundenen schwerwiegenden Hinder- 
nisse für den wirtschaftlichen Verkehr im Bundesgebiet die- 
nen bundesgesetzliche Regelungen in diesem Bereich der 
Vermeidung erheblicher Nachteile für die Gesamtwirtschaft. 

3. Alternativen, Reehts- und Verwaltungsvereinfachung 
bei der Einführung einer Biokraftstoffquote 

Eine Alternative zur Förderung der Biokraftstoffe über die 
Quotenpflicht stellt die vollständige Förderung mittels Steu- 
erbegünstigungen dar, die aber aus finanz- und haushalts- 
politischen Gründen nicht mehr zu vertreten ist. 

Die Regelungen im BImSchG zur Quotenpflicht stellen 
einerseits eine Erweiterung geltenden Rechts zur Förderung 
der Biokraftstoffe dar, machen aber andererseits dadurch, 
dass Steuerbegünstigungen entfallen oder nach einer gewis- 


sen Frist auslaufen, Vorschriften im Energiesteuerrecht ent- 
behrlich. Insofern ergibt sich im Hinblick auf Vereinfa- 
chungskriterien im Wesentlichen eine Systemumstellung 
ohne gravierende Änderungen. 

4. Kosten und Preiswirkungen 
a) Kosten für die öffentlichen Haushalte 

Haushaltswirkungen ohne Vollzugsaufwand 

Für die Haushalte der Gebietskörperschaften ergeben sich in 
den Rechnungsj ahren 2006bis2010 die nachfolgenden Aus- 
wirkungen: 


Gebiets- 

körperschaft 

Steuermehr-/-mindereinnahmen (-) 
in Mio. Euro in den Kassenjahren 

2006 

2007 

2008 

2009 

2010 

Bund 

- 

1 100 

950 

1 200 

1 000 

Länder 

- 

- 

- 

- 

- 

Gemeinden 

- 

- 

- 

- 

- 

Insgesamt 

- 

1 100 

950 

1 200 

1 000 


Vollzugsaufwand 

Durch die enge Anknüpfung an das Energiesteuerrecht, die 
zur Durchführung der Regelungen im BImSchG zur Quoten- 
pflicht nutzbar gemacht wird, erhöht sich der Vollzugsauf- 
wand so geringfügig, dass hierfür keine gesonderte Gegen- 
fmanzierung erforderlich scheint bzw. von ihr keine 
mittelbaren Preiseffekte ausgehen. Vollzugsaufwand für 
Länder und Gemeinden entsteht nicht. 

b) Kosten für die Wirtschaft und Preiswirkungen 

Die weitgehende Aufhebung der Steuerbegünstigung für 
Biokraftstoffe und die Verpflichtung, einen bestimmten Min- 
destanteil an Biokraftstoffen in Verkehr zu bringen, wird zu 
Mehrkosten für die Wirtschaft führen, weil die Herstellungs- 
kosten und damit auch die Marktpreise für Biokraftsfoffe 
höher sind als die der fossilen Kraftstoffe. Dies dürfte auch 
zu einem leichten Anstieg der Kraftstoffpreise führen, sofern 
die Mehrkosten von den Unternehmen auf die Abnehmer der 
Kraftstoffe umgelegt werden. Die Höhe des Preisanstiegs 
hängt von der Gesamtpreiskalkulation der quotenverpflich- 
teten Unternehmen ab, die untemehmensintem durchgeführt 
wird und im Voraus nicht quantifiziert werden kann. Auswir- 
kungen auf das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind aber nicht zu erwarten. 

5. Befristung bei der Einführung einer Biokraftstoff- 
quote 

Eine Befristung ist nicht möglich, weil für Biokraftstoffe 
langfristig gesehen eine tragfähige und verlässliche Förde- 
rung erforderlich ist, um die mit dem Gesetzesvorhaben ver- 
folgten Ziele (Versorgungssicherheit; Beitrag zum Klima- 
schutz) zu erreichen. 

6. Gleichstellung von Frauen und Männern 

Im Zuge der gemäß § 2 der Gemeinsamen Geschäftsordnung 
der Bundesministerien (GGO) vorzunehmenden Relevanz- 
prüfung sind unter Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Lebenssituation von Frauen und Männern keine Auswirkun- 
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gen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen zuwi- 
derlaufen. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Energiesteuergesetzes) 
Zu Nummer 1 (§ 50) 

Die Steuerentlastung für Biokraft- und Bioheizstoffe wird 
den Regelungen über die Quotenverpflichtung in den §§ 37a 
bis 37d des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
n. F. angepasst. Die Quotenverpflichtung erfordert das Inver- 
kehrbringen bestimmter Mindestanteile an Biokraftstoffen 
bezogen auf den gesamten Absatz an Otto- und Dieselkraft- 
stoff zuzüglich des Absatzes an Otto- und Dieselkraftstoff 
ersetzenden Biokraftstoffen. Damit kann auf Steuerentlas- 
tungen grundsätzlich verzichtet werden. Aus Gründen des 
Vertrauensschutzes bleibt jedoch die nach den Regelungen 
des 2006 geänderten Energiesteuergesetzes geltende Steuer- 
entlastung für reine Biokraftstoffe bestehen, die über die 
Biokraftstoffmenge, die der Erfüllung der Quotenverpflich- 
tung dient, hinaus abgesetzt werden. Eine weitergehende 
Ausnahme bis 2015 hiervon gibt es für besonders forde- 
rungswürdige Biokraftstoffe und für Biogas. Für die nicht 
von der Quotenpflicht erfassten, nach § 2 Abs. 3 versteuer- 
ten Biokraft- und Bioheizstoffe bleibt die Rechtslage unver- 
ändert. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 Satz 1 regelt den Grundsatz der Steuerentlastung 
für die in den Nummern 1 bis 5 genannten Biokraft- oder 
Bioheizstoffe. 

Nummer 1 regelt die Steuerentlastung für reine Biokraftstof- 
fe. Beimischungen von Biokraftstoffen werden künftig nicht 
mehr steuerlich begünstigt. Unschädlich hierbei ist jedoch 
die Beimischung von anderen Biokraftstoffen oder Addi- 
tiven der Position 3811 der Kombinierten Nomenklatur. 

Nach Nummer 2 wird eine Entlastung für den besonders for- 
derungswürdigen Biokraftstoff E85 gewährt. Mischungen 
aus E85 und fossilem Kraftstoff werden nicht steuerbegüns- 
tigt. 

Nach Nummer 3 wird besonders förderungswürdigen Bio- 
kraftstoffen nach Absatz 5 Nr. 1 und 2 (BtL und Zellulose) 
unvermischt oder vermischt mit anderen Energieerzeugnis- 
sen eine Steuerentlastung gewährt. Aufgrund der unter- 
schiedlichen steuerlichen Behandlung von E85 gegenüber 
den weiteren förderungswürdigen Biokraftstoffen (vgl. Ab- 
satz 1 Satz 3 in Verbindung mit Satz 5 und Artikel 5 Abs. 2) 
ist E85 in Nummer 2 gesondert geregelt. 

Nach Nummer 4 wird für Biogas sowohl als Reinkraftstoff 
als auch in Form der Beimischung insbesondere mit Blick 
auf das hohe CO 2 - Verminderungspotenzial, das dem der be- 
sonders forderungswürdigen Biokraftstoffe nach Absatz 5 
vergleichbar ist, eine Steuerentlastung gewährt. Eine geson- 
derte Regelung für Biogas ist notwendig, da Biogas kein 
Biokraftstoff ist, der auf die Erfüllung einer Quotenver- 
pflichtung nach § 37a BImSchG angerechnet werden kann. 
Nach dieser Vorschrift besteht für Erdgas, das durch Biogas 
ersetzt werden kann, keine Quotenverpflichtung. 


Nummer 5 begünstigt Biokraft- und Bioheizstoffe, die nach 
den Steuersätzen versteuert wurden, die bei einer Verwen- 
dung zum Verheizen oder zum Antrieb von Gasturbinen und 
Verbrennungsmotoren in begünstigten Anlagen nach § 3 gel- 
ten. 

Für die Entlastung ist ein Antrag erforderlich, in dem sowohl 
die Höhe des Biokraft- oder Bioheizstoffanteils als auch die 
bereits erfolgte Versteuerung nachzuweisen sind. 

Mit Satz 4 wird der Steuerentlastungsanspruch für Biokraft- 
stoffe der Nummern 1 und 2 mit der Verpflichtung in § 37a 
Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit Absatz 3 BImSchG 
zum Inverkehrbringen einer bestimmten Menge an Biokraft- 
stoffen (Quotenpflicht) verknüpft. Eine Steuerentlastung für 
Biokraftstoffe nach den Nummern 1 und 2 wird nur für Bio- 
kraftstoffmengen gewährt, die über die dort festgelegten 
Quoten hinaus abgesetzt werden. 

Obwohl nach § 37a BImSchG Verpflichteter nur ist, wer 
Otto- und/oder Dieselkraftstoff in Verkehr bringt, wird im 
Hinblick auf den Steuerentlastungsanspruch die Verpflich- 
tung zur Erfüllung bestimmter Quoten durch Satz 5 auch für 
diejenigen fingiert, die ausschließlich reine Biokraftstoffe in 
Verkehr bringen. Dementsprechend wird für Antragsteller, 
die Dieselkraftstoff ersetzende Biokraftstoffe in Verkehr 
bringen, eine Steuerentlastung nur für die Biokraftstoff- 
mengen gewährt, die über der gemäß § 37a Abs. 3 Satz 1 
BImSchG liegenden (fiktiven) Quote abgesetzt werden. Für 
Ottokraftstoff ersetzende Biokraftstoffe wird eine Steuerent- 
lastung nur für die Biokraftstoffmengen gewährt, die über 
der gemäß § 37a Abs. 3 Satz 2 BImSchG liegenden (fikti- 
ven) Quote abgesetzt werden. Ab 2009 gilt auch die Gesamt- 
quote des § 37a Abs. 3 Satz 3 BImSchG entsprechend. 

Nach Satz 6 werden besonders förderungswürdige Biokraft- 
stoffe nach Absatz 5 Nr. 1 und 2, die der Erfüllung der in 
§ 37a Abs. 3 BImSchG genannten Quote dienen, ebenfalls 
nicht von der Steuer entlastet. Diese Regelung tritt jedoch 
außer Kraft, wenn die beihilferechtliche Genehmigung der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften für eine 
Steuerbegünstigung innerhalb der Quote für besonders 
förderungswürdige Biokraftstoffe erteilt wird (Artikel 5 
Abs. 2). 

Zu Absatz 2 

Die zunächst bis zum 31. Dezember 2009 vorgesehene Frist 
für die Steuerbegünstigung bei besonders förderungs- 
würdigen Biokraftstoffen und bei Biogas wird bis zum 
31. Dezember 2015 ausgedehnt, weil erst nach 2009 mit der 
Marktreife dieser Biokraftstoffe gerechnet wird und sie des- 
halb einer steuerlichen Förderung über das Jahr 2009 hinaus 
bedürfen. Sie wird unter Berücksichtigung der Überkompen- 
sationsregelung und unter Vorbehalt einer beihilferecht- 
lichen Genehmigung durch die EU-Kommission gewährt 
(Artikel 5 Abs. 3). 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 übernimmt in Teilen die bisherige Regelung des 
§ 50 Abs. 2. Für Fettsäuremethylester ist im Gegensatz zur 
bisherigen Regelung des § 50 Abs. 2 eine differenzierte 
Steuerentlastung für Fettsäuremethylester als reine Biokraft- 
stoffe und für Fettsäuremethylester als Beimischungen zu 
fossilem Diesel nicht mehr erforderlich, da Beimischungen 


Drucksache 16/2709 


- 18- 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


mit fossilem Kraftstoff künftig nicht mehr steuerlich begüns- 
tigt werden. Eine Steuerentlastung für Fettsäuremethylester, 
die mit anderen Biokraftstoffen oder Additiven der Position 
3811 der Kombinierten Nomenklatur vermischt wurden, 
wird nach Absatz 1 Nr. 1 nach wie vor gewährt. 

Zu Absatz 4 

Die bisherige Regelung des § 50 Abs. 3 wird teilweise 
modifiziert. Nach Satz 3 sind Fettsäuremethylester nur dann 
Biokraft- und Bioheizstoff, wenn sie einerseits aus der Ver- 
esterung von pflanzlichen oder tierischen Ölen oder Fetten 
gewonnen wurden und andererseits mindestens die Anforde- 
rungen der DIN EN 14214 erfüllen. Diese Anforderung gilt 
nach § 3 der 10. BImSchV bereits für die Veräußerung von 
Fettsäuremethylester (Biodiesel) an den Verbraucher. 

Die Sätze 4 und 5 entsprechen der bisherigen Regelung des 
§ 50 Abs. 3 Satz 4 und 5. Satz 4 wird lediglich ergänzt durch 
das Erfordernis der Einhaltung der Anforderungen der DIN 
EN 15376. 

Insbesondere zwecks Vermeidung technischer Schäden bei 
Fahrzeugen des Endverbrauchers ist es erforderlich, dass in 
Verkehr gebrachtes Pflanzenöl bestimmten Mindestquali- 
tätsanforderungen entspricht. Vor diesem Hintergrund gilt 
Pflanzenöl nach Satz 6 nur dann als Biokraftstoff, wenn sei- 
ne Eigenschaften mindestens den Anforderungen der dort 
genannten Norm oder vergleichbaren in einem anderen Mit- 
gliedstaat der Europäischen Gemeinschaften oder einem 
EFTA-Staat, der Vertragspartei des EWR-Abkommens ist, 
geltenden Anforderungen entsprechen. Hierunter können 
alle Pflanzenöle - also nicht nur Rapsöl - fallen, die die in 
der Vomorm DIN V 51605 festgelegten Anforderungen 
erfüllen. 

Zu Absatz 5 

In Absatz 5 werden die bereits in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und 
3 genannten besonders forderungswürdigen Biokraftstoffe 
definiert. Besonders förderungswürdige Biokraftstoffe sind 
danach Biomass-to-Liquid (BtL)-Kraftstoffe (Nr. 1), Kraft- 
stoffe aus Zellulose (Nr. 2) und das sog. E85 (Nr. 3). E85 ist 
ein Gemisch aus 10 bis 30 Prozent fossilem Anteil und 70 bis 
90 Prozent Bioethanol. Die Spanne von 70 bis 90 Prozent er- 
gibt sich aus der Problematik der notwendigen unterschied- 
lichen Beimischungsmenge von fossilem Kraftstoff je nach 
Jahreszeit. Eine höhere Beimischung von bis zu 30 Prozent 
erfolgt im Winter, im Sommer dagegen ist eine Beimischung 
von 10 bis 15 Prozent ausreichend. 

Zu den Absätzen 6 und 7 

Die Absätze 6 und 7 entsprechen inhaltlich weitgehend den 
bisherigen Absätzen 4 und 5 des § 50. 

In Absatz 6 wurde ein neuer Satz 3 eingeführt. Unter den Be- 
dingungen einer Quotenregelung, die den Marktzugang von 
Biokraftstoffen bereits sicherstellt, ist die bisherige Über- 
kompensationsberechnung anzupassen. Danach soll der 
Maßstab für die Berechnung einer möglichen Überkompen- 
sation bei besonders forderungswürdigen Biokraftstoffen 
nach Absatz 5 Nr. 1 und 2 nicht der Marktpreis eines ver- 
gleichbaren fossilen Kraftstoffs sein, sondern die Herstel- 
lungskosten eines vergleichbaren, nicht besonders förde- 
rungswürdigen Biokraftstoffes. 


Zu Nummer 2 (§51 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a und b) 

Die Vorschrift wird präzisiert, da ihr derzeitiger Wortlaut im 
Ergebnis zu einer Steuerbelastung von Prozessen führt, die 
vor dem Inkrafttreten des Energiesteuergesetzes durch den 
sog. Heizerlass von der Steuer befreit waren. Deshalb wer- 
den Prozesse und Verfahren der Klassen 26.60 (Zementplat- 
ten), 26.82 (mineralische Dämmstoffe) und 28.40 und 28.51 
der Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom 9. Okto- 
ber 1990 betreffend die statistische Systematik der Wirt- 
schaftszweige in der Europäischen Gemeinschaft (ABI. EG 
Nr. L 293 S. 1) in der ab dem 1. Januar 2003 geltenden 
Fassung (NAGE Rev. 1.1) aufgenommen. Um zu vermeiden, 
dass die Prozesse vom 1. August bis 31. Dezember 2006 
vorübergehend einer Besteuerung unterliegen, tritt die Ände- 
rung rückwirkend zum 1. August 2006 in Kraft (vgl. Arti- 
kel 5 Abs. 5). 

Zu Nummer 3 (§ 54 Abs. 2) 

Unternehmen des Produzierenden Gewerbes und Unterneh- 
men der Land- und Forstwirtschaft werden derzeit im Wege 
einer Steuerentlastung allgemein ermäßigte „Ökosteuer- 
sätze“ auf Heizstoffe (Heizöl, Erdgas und Flüssiggas) in 
Höhe von 60 Prozent der „Ökosteuersätze“ gewährt. Unter 
dem Begriff „Ökosteuersätze“ ist dabei der Steueranteil an 
den Energiesteuersätzen zu verstehen, der auf die Steuerer- 
höhungen seit dem 1. April 1999 zurückzuführen ist. Die 
Änderung sieht vor, dass künftig - im Gleichklang mit der 
Strombesteuerung - auch bei den Heizstoffen ermäßigte 
Steuersätze in Höhe von 60 Prozent des vollen Energiesteu- 
ersatzes zur Anwendung kommen, die weiterhin im Wege 
einer Steuerentlastung gewährt werden. Die Entlastungssät- 
ze in § 54 EnergieStG werden dazu entsprechend angeho- 
ben. Die allgemein ermäßigten Steuersätze betragen dann für 
Heizöl 36,81 Euro, für Erdgas 3,30 Euro und für Flüssiggas 
36,36 Euro. Die Vorschrift tritt vorbehaltlich einer beihilfe- 
rechtlichen Genehmigung durch die Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften mit Wirkung vom 1 . Januar 2007 
in Kraft (vgl. Artikel 5 Abs. 4). 

Zu den Nummern 4 und 5 (§ 55) 

Die Europäische Kommission hat den so genannten Spitzen- 
ausgleich nach § 10 StromStG und § 55 EnergieStG (vor- 
mals: § 25a MinöStG) mit Schreiben vom 1. April 2004 
(Beihilfe NN 61/2003) EU-beihilferechtlich genehmigt, al- 
lerdings befristet bis zum 31. Dezember 2006. Jede Verlän- 
gerung oder Wiedereinführung des Spitzenausgleichs bedarf 
daher einer neuen beihilferechtlichen Genehmigung. Die 
Kommission sah zwar unter beihilferechtlichen Gesichts- 
punkten die Steuerbegünstigung „Spitzenausgleich“ als mit 
dem EU-Beihilferecht vereinbar an (insbesondere unter 
Anwendung des Umwelt-Beihilferahmens), hat aber aus- 
drücklich auf das Erfordernis der Anpassung der Steuerbe- 
günstigung an die Vorgaben der EU-Energiesteuerrichtlinie 
bis zum 31. Dezember 2006 hingewiesen. 

Die Energiesteuerrichtlinie enthält in Artikel 17 Abs. 1 
Buchstabe b eine Rechtsgrundlage für die Einführung einer 
nationalen Steuerbegünstigung, die an das Bestehen von 
Umweltschutzvereinbarungen mit Unternehmen oder Unter- 
nehmensverbänden anknüpft. Da die Bundesregierung mit 
der deutschen Wirtschaft am 9. November 2000 eine solche 
Vereinbarung zur Klimavorsorge getroffen hat, stützt sie die 
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Fortführung des Spitzenausgleichs auf Artikel 17 Abs. 1 
Buchstabe b der EU-Energiesteuerrichtlinie. Wegen der mit 
der Anwendung und Auslegung unterschiedlicher Vorschrif- 
ten der EU-Energiesteuerrichtlinie verbundenen Reehtsun- 
sicherheiten steht das Inkrafttreten des Spitzenausgleichs 
unter dem Vorbehalt der beihilferechtlichen Genehmigung 
(vgl. Artikel 5 Abs. 4). 

Die bisherige Systematik des Spitzenausgleichs bleibt im 
Grundsatz erhalten, wird allerdings so modifiziert, dass die 
dynamische Bezugnahme auf den jeweils gültigen Beitrags- 
satz in der Rentenversicherung entfällt und der in 2006 gültige 
Beitragssatz als höchster Beitragssatz festgeschrieben wird. 
Andernfalls würden mit steigenden Beitragssätzen in der 
Rentenversieherung auch die zu gewährenden Steuervergü- 
tungen und der Kreis der berechtigten Unternehmen immer 
mehr ansteigen. Der Spitzenausgleich würde in diesem Fall 
seinen Charakter als Regelung zur Entlastung in energiein- 
tensiven Ausnahmefällen weitgehend verlieren. Darüber 
hinaus wird der Spitzenausgleich an die geänderte allgemeine 
Steuerbegünstigung (vgl. Begründung zu Nummer 3) ange- 
passt, indem in Absatz 2 als anrechenbare Steuerbelastung auf 
die beim Unternehmen nach Inanspruchnahme der Steuerent- 
lastung nach § 54 verbleibende „Ökosteuerbelastung“ abge- 
stellt wird. 

Zu Nummer 6 (§ 57 Abs. 5 Nr. 2) 

Da die Land- und Forstwirtschaft von Energiesteuem auf die 
reinen Biokraftstoffe Biodiesel und Pflanzenöl vollständig 
freigestellt wird, muss neben den in § 50 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 
und 2 ausgewiesenen Erstattungsbeträgen zusätzlich noch 
der voll besteuerte Mindestanteil an Biokraftstoffen (§ 50 
Abs. 1 Satz 4) rückvergütet werden. 

Zu Nummer 7 (§ 66 Abs. 1 Nr. 11a- neu) 

Es wird eine neue Ermächtigungsvorschrift geschaffen, 
wonach nähere Bestimmungen zu den steuerbegünstigten 
Biokraftstoffen getroffen werden können. 

Zu den Buchstaben a und b 

Mit Rechtsverordnungen nach den Buchstaben a und b soll 
sichergestellt werden, dass bei der Erzeugung von Biomasse 
für Biokraftstoffe Mindestanforderungen an eine nachhal- 
tige Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flächen oder Min- 
destanforderungen zum Schutz natürlicher Lebensräume 
oder bestimmte C02-Einsparanforderungen erfüllt werden. 

Im Übrigen wird auf die Begründung zu der parallelen Ver- 
ordnungsermächtigung in § 37d Abs. 2 Nr. 3 und 4 BImSchG 
verwiesen. 

Zu Buchstabe c 

Buchstabe c trägt dem Umstand Rechnung, dass die Ent- 
wicklung von Biokraftstoffen dynamisch verläuft und daher 
derzeit eine abschließende Festlegung, welche Erzeugnisse 
Biokraftstoffe sind, nicht möglich ist. 

Im Übrigen wird auf die Begründung zu der parallelen 
Verordnungsermächtigung in § 37d Abs. 2 Nr. 1 BImSchG 
verwiesen. 

Im Rahmen von Rechtsverordnungen nach Buchstabe c 
können daher insbesondere neu entwickelte Erzeugnisse als 


Biokraftstoffe bestimmt werden oder Qualitätsanforderun- 
gen für bestimmte Biokraftstoffe - insbesondere nach Maß- 
gabe (neuer oder geänderter) europäischer oder nationaler 
Normen - erstmals vorgeschrieben oder geändert werden. 
Darüber hinaus können im Lichte der Entwicklung insbeson- 
dere von Biokraftstoffen der zweiten Generation, die 
herkömmlichen Biokraftstoffen etwa im Hinblick auf ihr 
C02-Verminderungspotenzial oder eine breitere verwend- 
bare Rohstoffgrundlage überlegen sind, Festlegungen ge- 
troffen werden, wonach etwa bestimmte herkömmliche 
Erzeugnisse nicht mehr oder nur noch eingeschränkt als 
Biokraftstoffe gelten. 

Zu den Buchstaben d und e 

Nach Buchstabe d können die in § 50 Abs. 5 genaimten be- 
sonders förderungswürdigen Biokraftstoffe durch Rechts- 
verordnung konkretisiert werden, um den Entwicklungen 
und Erfahrungen in diesem Bereich gerecht zu werden. 
Buchstabe e beinhaltet die Ermächtigung, den Katalog der 
besonders förderungswürdigen Biokraftstoffe zu erweitern, 
sofern sie die in Buchstabe e genannten Voraussetzungen er- 
füllen. Diese Ermächtigung trägt dem Umstand Rechnung, 
dass eine abschließende Festlegung, welche Erzeugnisse 
Biokraftstoffe sind, derzeit nicht möglich ist. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Stromsteuergesetzes) 
Zu Nummer 1 (§ 2) 

Zu Buchstabe a 

Die Abgrenzung zwischen begünstigten Unternehmen des 
Produzierenden Gewerbes und der Land- und Forstwirt- 
schaft einerseits und nicht begünstigten Unternehmen ande- 
rer Wirtschaftszweige andererseits erfolgt bisher anhand der 
Klassifikation der Wirtschaftszweige des Statistischen Bun- 
desamtes, Ausgabe 1993 (WZ 93). Ausgehend von der 
statistischen Systematik der Wirtschaftszweige in der Euro- 
päischen Gemeinschaft (NAGE Rev. 1.1), die mit der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 29/2002 der Kommission vom 19. Dezem- 
ber 2001 veröffentlicht wurde und die ihrerseits auf der 
Internationalen Systematik der Wirtschaftszweige (ISIC 
Rev. 3.1) der Vereinten Nationen aufbaut, hat das Statistische 
Bundesamt im April 2003 eine neue Klassifikation der Wirt- 
schaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003) herausgegeben. 
Künftig wird auf diese neue Klassifikation der Wirtschafts- 
zweige Bezug genommen, weil sie die zwischenzeitlich ein- 
getretenen Änderungen im Wirtschaftsleben widerspiegelt. 

Zu den Buchstaben b und c 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen zu 
Buchstabe a. 

Zu Nummer 2 (§ 9a Abs. 1 Nr. 2 und 3) 

Um die internationale Wettbewerbsfähigkeit des Produzie- 
renden Gewerbes zu verbessern, werden auf Grundlage von 
Artikel 2 Abs. 4 Buchstabe b der Energiesteuerrichtlinie 
weitere Prozesse und Verfahren, und zwar solche der Klas- 
sen 26.60 (Zementplatten), 26.82 (mineralische Dämmstof- 
fe), 28.40 und 28.5 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des 
Rates vom 9. Oktober 1990 betreffend die statistische Sys- 
tematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Gemein- 
schaft (ABI. EG Nr. L 293 S. 1) in der ab 1. Januar 2003 
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geltenden Fassung (NACE Rev. 1.1) im Wege einer Steuer- 
entlastung von einer Besteuerung ausgenommen. 

Zu Nummer 3 (§ 9b - neu) 

Mit dieser Vorschrift wird von Artikel 2 Abs. 4 Buchstabe b 
Spiegelstrich 4 der Energiesteuerrichtlinie Gebrauch ge- 
macht, wonach eine Steuerbegünstigung für Strom gewährt 
werden karm, wenn die Stromkosten mehr als 50 Prozent der 
Kosten eines Erzeugnisses ausmachen. Um negative An- 
reizwirkungen zu vermeiden, wird die Steuerentlastung auf 
die Herstellung von Industriegasen der Klasse 24.11 der 
NACE (Rev. 1.1) beschränkt. Die Vorschrift tritt vorbehalt- 
lich einer beihilferechtlichen Genehmigung der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften mit Wirkung vom 1 . Ja- 
nuar 2007 in Kraft (vgl. Artikel 5 Abs. 4). 

Zu den Nummern 4 und 5 (§ 10) 

Vergleiche Begründung zu Artikel 1 Nr. 4 und 5. 

Zu Nummer 6 (§11 Nr. 10) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 3. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Infolge der Einfügung eines neuen zweiten Abschnitts zu 
Biokraftstoffen im Dritten Teil des BImSchG ist eine ent- 
sprechende Anpassung des Inhaltsverzeichnisses erforder- 
lich. 

Zu den Nummern 2 und 3 (Überschriften zum Dritten 

Teil und zum dortigen Ersten 
Abschnitt) 

Die vorgenommenen gliederungstechnischen Änderungen 
sind Folgeänderungen zur Einfügung eines neuen zweiten 
Abschnitts zu Biokraftstoffen im Dritten Teil des BImSchG. 

Zu Nummer 4 (Zweiter Abschnitt, §§ 37a bis 37d 
BImSchG) 

Zu § 37a (Mindestanteil von Biokraftstoff an der Gesamt- 
menge in Verkehr gebrachten Kraftstoffs) 

Zu Absatz 1 

Satz 1 umschreibt in allgemeiner Form die Quotenverpflich- 
tung im Hinblick auf das Inverkehrbringen eines bestimmten 
Mindestanteils von Biokraftstoffen bezogen auf den Ge- 
samtkraftstoffabsatz. Die Inverkehrbringenstatbestände, an 
die die Quotenpflicht anknüpft, sind im Einzelnen in Satz 2 
geregelt. Wer Adressat der Quotenverpflichtung ist, ergibt 
sich aus Absatz 2, während Absatz 3 die Quotenpflicht men- 
genmäßig konkretisiert. 

Die Maßgabe in Satz 1, dass nur die Kraftstoffe der Quoten- 
verpflichtung unterliegen, die gewerbsmäßig oder im Rah- 
men wirtschaftlicher Unternehmungen in Verkehr gebracht 
werden, knüpft an eine im Rahmen des BImSchG bereits 
verwendete Begrifflichkeit an (siehe die Wendung „ge- 
werbsmäßig oder im Rahmen wirtschaftlicher Unterneh- 
mungen“ etwa in § 34 Abs. 1 Satz 1). Aus Absatz 3 Satz 5 
ergibt sich, dass die Gesamtmenge Kraftstoffs im Sinne von 


Satz 1 den Biokraftstoffanteil am Gesamtabsatz mit umfasst. 
Da bei der Entstehung der Steuer- und damit auch der 
Quotenpflicht oft nicht klar ist, für welche Verkehrsträger 
der Otto- oder Dieselkraftstoff letztlich verwendet wird, 
wird im Interesse einer einfachen Administrierbarkeit der 
gesamte nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 4 des Energiesteuergeset- 
zes zu versteuernde Kraftstoffabsatz unabhängig von der 
späteren Verwendung Grundlage der Quotenpflicht. Damit 
löst allein das Inverkehrbringen dieser fossilen Kraftstoffe 
die Quotenverpflichtung aus. Das Inverkehrbringen von 
Biokraftstoffen, die Otto- oder Dieselkraftstoff ersetzen, be- 
gründet demgegenüber keine Quotenverpflichtung. 

Die Verpflichtung, einen bestimmten Mindestanteil Bio- 
kraftstoffs am Gesamtkraftstoffabsatz sicherzustellen, ist ein 
Eingriff in die Berufsausübungsfreiheit (Artikel 12 Abs. 1 
GG), der jedoch durch nachstehende vernünftige Erwägun- 
gen des Gemeinwohls gerechtfertigt ist. Die Quotenver- 
pflichtung zielt insbesondere darauf ab, durch Verwendung 
von Biokraftstoffen die Abhängigkeit Deutschlands von Im- 
porten fossiler Kraftstoffe zu verringern und gleichzeitig 
durch die gegenüber fossilen Kraftstoffen günstigere 
C02-Bilanz einen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. Die 
Quotenverpflichtung soll die derzeitige steuerliche Begüns- 
tigung der Biokraftstoffe im Wesentlichen ablösen, um auf 
diese Weise zur Konsolidierung des Bundeshaushalts beizu- 
tragen. Vor diesem Hintergrund ist der durch die Quotenver- 
pflichtung bewirkte Eingriff in die Berufsausübungsfreiheit 
verhältnismäßig. 

Satz 2 verweist hinsichtlich der quotenpflichtigen Inverkehr- 
bringenstatbestände auf die dort genannten Entstehungs- 
tatbestände der Energiesteuer nach dem EnergieStG und 
vermeidet insoweit einen zusätzlichen eigenständigen 
Anknüpfungspunkt für die Quotenpflicht im BImSchG. 
Durch die mit diesem Verweis bewirkte enge Verzahnung 
der immissionsschutzrechtlichen Regelung mit dem Ener- 
gieStG soll der mit der Quotenverpflichtung verbundene 
Verwaltungsaufwand sowohl auf Seiten der quotenpflich- 
tigen Unternehmen als auch auf Seiten der zuständigen 
Stelle auf das zur Erreichung des Regelungsziels notwendige 
Maß beschränkt werden. 

Die Sätze 3 bis 5 enthalten Ausnahmeregelungen für die 
Bundeswehr und ausländische in Deutschland befindliche 
Streitkräfte. Der Bundeswehr oder den ausländischen Streit- 
kräften gleichgestellt werden alle Einrichtungen, unabhän- 
gig von ihrer Organisationsform (öffentlich-rechtlich oder 
privatrechtlich), die die Bundeswehr oder die ausländischen 
Streitkräfte zur Erfüllung ihrer jeweiligen Aufgaben einsetzt 
oder einsetzen. Durch diese Regelung wird die Abgabe von 
fossilen Kraftstoffen an die Bundeswehr nicht auf die in Ver- 
kehr gebrachte Menge an Kraftstoff des abgebenden Unter- 
nehmens angerechnet, ln Fällen, in denen die Bundeswehr 
durch den Erwerb von fossilem Kraftstoff nach dem Energie- 
steuergesetz Steuerschuldner ist, liegt nach der Regelung des 
Satzes 4 kein Inverkehrbringen vor, so dass diese Mengen 
Kraftstoffs ebenfalls nicht der Quotenverpflichtung unterlie- 
gen. Die Ausnahmeregelung für die Bundeswehr gilt nur für 
fossile Kraftstoffe. Der Nachweis der Abgabe oder des Er- 
werbs zu den o. g. Zwecken gegenüber der zuständigen Stel- 
le ist von demjenigen zu erbringen, der für diese Kraftstoff- 
mengen (ohne die Ausnahmeregelung) Quotenverpflichteter 
wäre. Die Sätze 6 und 7 enthalten Ausnahmeregelungen, die 
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sicherstellen sollen, dass die Erfüllung der dem Erdölbevor- 
ratungsverband für fossile Kraftstoffe obliegenden Bevorra- 
tungspflicht (§3 des Erdölbevorratungsgesetzes) nicht durch 
Quotenverpflichtungen für Biokraftstoffe nach § 37a Abs. 1 
Satz 1 und 2 in Verbindung mit Absatz 3 beeinträchtigt wird. 
Zu diesem Zweck wird die Abgabe von Kraftstoff im 
Freigabefall von der Quotenpfhcht ausgenommen. Ebenfalls 
von der Quotenpfhcht ausgenommen sind nachfolgende 
Abgaben der betroffenen Kraftstoffmengen in der weiteren 
Lieferkette. Satz 8 soll gewährleisten, dass der von der Bun- 
desregierung im Krisenfall administrativ vorgegebene bzw. 
initiierte freiwillige Mineralölausgleich nicht behindert 
wird. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 bestimmt die Adressaten der Quotenverpfhchtung 
gemäß Absatz 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit Absatz 3. 
Nach Satz 1 ist der jeweilige Steuerschuldner im Sinne des 
Energiesteuergesetzes zugleich Quotenverpfhchteter. Die 
Ausführungen zu Absatz 1 zur engen Verzahnung der Rege- 
lung in Absatz 1 Satz 2 mit dem Energiesteuergesetz gelten 
hier entsprechend. Anders als bei der Energiesteuer entsteht 
infolge der Quotenverpfhchtung jedoch keine Geldzah- 
lungs-, sondern eine Handlungspfhcht, nämlich die Ver- 
pflichtung, in einem bestimmten Umfang und in einem be- 
stimmten Zeitraum Biokraftstoffe in Verkehr zu bringen. 
Aufgrund dieser Besonderheit der Quotenverpfhchtung kön- 
nen die Regelungen im Energiesteuergesetz zum Steuer- 
schuldner im vorliegenden Zusammenhang nur mit be- 
stimmten Maßgaben (Satz 2 bis 5) gelten. Diese Maßgaben 
tragen insbesondere dem Umstand Rechnung, dass die im 
Energiesteuergesetz zum Teil vorgesehene (gesamtschuldne- 
rische) Haftung mehrerer Steuerpflichtiger im Hinblick auf 
die Erfüllung der auf eine reale Handlung abzielenden Quo- 
tenverpflichtung nicht sinnvoll zum Tragen kommen kann. 
Zur Erreichung des Regelungszwecks ist es erforderlich, 
aber auch ausreichend, dass die Verantwortlichkeit für das 
Inverkehrbringen einer bestimmte Menge Otto- oder Diesel- 
kraftstoffs von vornherein lediglich einem bestimmten Ver- 
pflichteten zugewiesen wird, der dann auch allein die 
Quotenpfhcht zu erfüllen hat. In diesem Sinne regeln die 
Sätze 2 bis 5, wer im Falle der §§ 14, 17 Abs. 1 Nr. 1 und 
§ 22 Abs. 1 EnergieStG, die eine (gesamtschuldnerische) 
Haftung mehrerer Verpflichteter vorsehen, der alleinige 
Quotenverpflichtete ist. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt den konkreten Mindestanteil Biokraftstoffs 
am Gesamtkraftstoffabsatz, der von den Quotenverpfhchte- 
ten zu erbringen ist. Die Vorschrift dient der Umsetzung der 
Vorgaben aus Artikel 3 Abs. 1 der Richtlinie 2003/30/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Mai 2003 
zur Förderung der Verwendung von Biokraftstoffen oder an- 
deren emeuerbaren Kraftstoffen im Verkehrssektor (ABI. 
EU Nr. L 123 S. 42; im folgenden Biokraftstoffrichtlinie). 
Nach Artikel 3 Abs. 1 Buchstabe a dieser Richtlinie sollten 
die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass ein Mindestanteil an 
Biokraftstoffen und anderen emeuerbaren Kraftstoffen auf 
ihren Märkten in Verkehr gebracht wird; sie haben hierfür 
nationale Richtwerte festzulegen. Als Bezugswert für diese 
Richtwerte gilt nach Artikel 3 Abs. 1 Buchstabe b der Richt- 
linie, gemessen am Energieinhalt, ein Anteil von 5,75 Pro- 


zent aller Otto- und Dieselkraftstoffe für den Verkehrssektor, 
die auf dem Markt des jeweiligen Mitgliedstaates bis zum 
3 1 . Dezember 20 1 0 in Verkehr gebracht werden. 

Absatz 3 Satz 1 und 2 sehen getrermte Quoten für Diesel- 
und Ottokraftstoff vor. Ohne eine gesonderte Quote für Otto- 
kraftstoff wäre zu befürchten, dass die Quotenpflicht allein 
über den Absatz des wirtschaftlich günstigeren Biodiesels 
erfüllt würde und damit Substitutionspotenziale beim Otto- 
kraftstoff ungenutzt blieben. Mit den getrennten Quoten für 
Diesel- und Ottokraftstoff soll sichergestellt werden, dass die 
mit der Quotenverpflichtung verfolgten Regelungsziele (ins- 
besondere Versorgungssicherheit und Klimaschutz; siehe die 
Ausfühmngen zu Absatz 1) in den beiden Kemsegmenten 
des Kraftstoffmarktes erreicht werden. 

Neben gesonderten Quoten für Diesel- und Ottokraftstoff ist 
darüber hinaus ab dem Jahr 2009 auch eine auf den 
Gesamtabsatz von fossilen Kraftstoffen (einschließlich des 
Biokraftstoffanteils, siehe Absatz 3 Satz 5) bezogene Ge- 
samtquote für Biokraftstoffe vorgesehen (Absatz 3 Satz 3), 
in die zunächst die zur Erfüllung der Einzelquoten nach 
den Sätzen 1 und 2 erbrachten Biokraftstoffmengen einflie- 
ßen. Bei welchen Kraftstoffen (Otto- oder Dieselkraftstoff) 
die darüber hinaus zur Erfüllung der Gesamtquote erforder- 
lichen Biokraftstoffmengen erbracht werden, ist den Quoten- 
verpflichteten anders als bei den Einzelquoten nach den Sät- 
zen 1 und 2, die jeweils nur durch Dieselkraftstoff bzw. nur 
durch Ottokraftstoff ersetzenden Biokraftstoff zu erfüllen 
sind, freigestellt. Diese Flexibilität ermöglicht es den Quo- 
tenverpflichteten, bei der Erfüllung ihrer Quotenpflicht au- 
ßerhalb der getrennten Quoten für Diesel- und Ottokraftstoff 
auf diejenigen Biokraftstoffe zurückzugreifen, deren Absatz 
aus wirtschaftlicher Sicht am günstigsten erscheint. Die über 
die Einzelquoten für Diesel- und Ottokraftstoff hinausgehen- 
de Gesamtquote ist erforderlich, um den von Artikel 3 Abs. 1 
Buchstabe b Doppelbuchstabe ii der Biokraftstoffrichtlinie 
für Mindestanteile von Biokraftstoffen vorgegebenen Bezugs- 
wert für nationale Richtwerte von 5,75 Prozent einzuhalten. 

Absatz 3 Satz 4 stellt klar, dass die Gesamtquote auch für 
Verpflichtete gilt, die ausschließlich Ottokraftstoff oder aus- 
schließlich Dieselkraftstoff in Verkehr bringen. Die Nicht- 
geltung der Gesamtquote in derartigen Fällen wäre im 
Hinblick auf den mit ihr verfolgten Regelungszweck (ins- 
besondere Einhaltung der Vorgaben der Biokraftstoffricht- 
linie) sachlich nicht zu rechfertigen. 

Nach Absatz 3 Satz 5 sind für die Berechnung der Mindest- 
anteile von Biokraftstoff jeweils der Energiegehalt der Ge- 
samtmenge fossilen Kraftstoffs zuzüglich des Biokraftstoff- 
anteils zugrunde zu legen. Gemäß § 37b Satz 10 gibt das 
Bundesministerium der Finanzen den Energiegehalt der 
verschiedenen Kraftstoffe sowie Änderungen ihres Energie- 
gehalts bekannt. 

Zu Absatz 4 

Die Regelung in Satz 1 trägt dem Umstand Rechnung, dass 
es zur Erreichung der mit der Quotenregelung verfolgten 
Zwecke unerheblich ist, ob der erforderliche Biokraftstoff- 
anteil durch Beimischung oder durch Inverkehrbringen rei- 
nen Biokraftstoffs erbracht wird. Die in Satz 1 festgelegte 
Wahlfreiheit zielt daher darauf ab, den Quotenverpflichteten 
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bei der Erfüllung ihrer Verpflichtung die größtmögliche Fle- 
xibilität zu belassen. 

Diesem Ziel dient auch die Regelung in Satz 2, wonach die 
Erfüllung von Quotenverpflichtungen vertraglich auf Dritte 
(andere Quotenverpflichtete oder Hersteller oder Vertreiber 
reiner Biokraftstoffe) übertragen werden kann, die ggf. in 
der Lage sind, die Quotenverpflichtung auf wirtschaftlichere 
Art und Weise zu erfüllen als der Quotenverpflichtete selbst. 
Zur Erreichung der mit der Quotenregelung verfolgten Zwe- 
cke ist es unerheblich, ob der Quotenverpflichtete seine Ver- 
pflichtung selbst oder durch Dritte erfüllt. 

Um die zuständige Stelle in die Lage zu versetzen, die Über- 
tragung von Quotenverpflichtungen auf Dritte nachvollzie- 
hen und überprüfen zu können, sieht Satz 2 für entsprechen- 
de Verträge, die gemäß Absatz 6 Satz 3 der zuständigen 
Stelle in Kopie vorzulegen sind, das Schriftformerfordemis 
vor; darüber hinaus muss der Vertrag nach Satz 3 bestimmten 
inhaltlichen Anforderungen entsprechen. Das Erfordernis 
eines schriftlichen Vertrags zur Übertragung der Erfüllung 
der Quotenverpflichtung liegt angesichts der regelmäßig 
großen wirtschaftlichen Bedeutung derartiger Verträge im 
Übrigen auch im Eigeninteresse des Quotenverpflichteten 
und des Dritten und dürfte daher in der Praxis auch ohne 
gesetzliche Anordnung regelmäßig eingehalten werden; es 
ist vor diesem Hintergrund verhältnismäßig. 

Um den Quotenverpflichteten auch in zeitlicher Hinsicht bei 
der Erfüllung ihrer Verpflichtung die größtmögliche Flexibi- 
lität einzuräumen, ist nach Absatz 4 Satz 4 vorgesehen, dass 
Biokraftstoffmengen, die den vorgeschriebenen Mindestan- 
teil für ein bestimmtes Kalenderjahr übersteigen, auf Antrag 
auf den Mindestanteil des Folgejahres angerechnet werden. 
Eine derartige Anrechnung entfällt jedoch, wenn für die be- 
treffende Biokraftstoffmenge eine Steuerentlastung nach 
§ 50 EnergieStG n. F. beantragt wurde, da diese nach § 50 
Abs. 1 Satz 3 EnergieStG n. F. nur für Biokraftstoffmengen 
gewährt wird, die nicht der Erfüllung der Quotenpflicht ge- 
mäß § 37a Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit Absatz 3 
BImSchG n. F. dienen. Durch diese Klarstellung wird ausge- 
schlossen, dass die Regelung des § 50 Abs. 1 Satz 4 
EnergieStG n. F. durch Anrechnung „überschüssiger“ Bio- 
kraftstoffmengen auf die Quotenverpflichtung des Folgejah- 
res unterlaufen wird. 

Nach Absatz 4 Satz 5 entfallt eine Anrechnung „überschüs- 
siger“ Biokraftstoffmengen auf die Quotenverpflichtung des 
Folgejahres notwendigerweise auch dann, wenn diese Bio- 
kraftstoffmengen auf die Erfüllung von Verpflichtungen an- 
gerechnet werden, die nach § 37a Abs. 4 Satz 2 vertraglich 
eingegangen wurden. 

Zu § 37b (Begriffsbestimmung, Anforderungen an Bio- 
kraftstoffe) 

§ 37b bestimmt, welche Kraftstoffe oder Kraftstoffzusätze 
Biokraftstoffe sind und auf die Erfüllung von Quotenver- 
pflichtungengemäß § 37a Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung 
mit Absatz 3 angerechnet werden. Die in den Sätzen 1 bis 7 
getroffenen Festlegungen stimmen zwecks Vermeidung von 
Inkonsistenzen im Vollzug der steuerrechtlichen und der im- 
missionsschutzrechtlichen Regelung mit den entsprechen- 
den Vorschriften in § 50 Abs. 4 EnergieStG n. F. überein. 


Die Sätze 1 und 2 entsprechen den bereits derzeit geltenden 
Regelungen in § 50 Abs. 3 Satz 1 und 2 EnergieStG. Nach 
der klarstellenden Regelung in Satz 2 gelten Kraftstoffe, die 
anteilig aus Biomasse hergestellt werden, in Höhe dieses 
Anteils als Biokraftstoffe. Wird beispielsweise Biodiesel 
fossilem Diesel beigemischt, gilt nach Satz 2 lediglich der 
Biodieselanteil als Biokraftstoff, sofern auch die Anforde- 
rungen nach Satz 3 erfüllt sind. 

Satz 3 führt die bereits derzeit geltende Regelung zu Fettsäu- 
remethylester in § 50 Abs. 3 Satz 3 EnergieStG mit weiter- 
gehenden qualitativen Anforderungen nach der DIN EN 
142 14 zusammen. Da diese Anforderungen nach § 3 der 
10. BImSchV ohnehin bereits für die Veräußerung von Fett- 
säuremethylester an den Verbraucher gelten, ist es erforder- 
lich, dass sie auch für die Erfüllung der Quotenverpflichtung 
maßgeblich sind. Andernfalls könnte die Quotenverpflich- 
tung durch den Absatz letztlich nicht verkehrsfähiger Bio- 
kraftstoffe erfüllt werden. 

Satz 4 entspricht der bereits derzeit geltenden Regelung in 
§ 50 Abs. 3 Satz 4 EnergieStG, die durch das Erfordernis der 
Einhaltung der Anforderungen des Entwurfs der DIN EN 
15376 ergänzt wird. 

Satz 5 entspricht der bereits derzeit geltenden Regelung in 
§ 50 Abs. 3 Satz 5 EnergieStG. 

Insbesondere zwecks Vermeidung technischer Schäden bei 
Fahrzeugen des Endverbrauchers ist es erforderlich, dass 
auch zur Quotenerfüllung in Verkehr gebrachtes Pflanzenöl 
bestimmten Mindestqualitätsanforderungen entspricht. Vor 
diesem Hintergrund gilt Pflanzenöl nach Satz 6 nur dann als 
Biokraftstoff, wenn seine Eigenschaften mindestens den 
Anforderungen der dort genannten Norm entsprechen. Hier- 
unter können alle Pflanzenöle - also nicht nur Rapsöl - fal- 
len, die die in der Vornorm DIN V 5 1 605 festgelegten Anfor- 
derungen erfüllen. 

Satz 7 stellt den in den Sätzen 1 bis 6 genarmten Biokraftstof- 
fen solche Biokraftstoffe gleich, die gleichwertigen Normen 
oder technischen Spezifikationen entsprechen, die in ande- 
ren Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder Vertrags- 
staaten des Abkommens über den europäischen Wirtschafts- 
raum gelten. 

Nach Satz 8 werden Energieerzeugnisse, die im sog. Hydro- 
treating- Verfahren hergestellt werden, insbesondere wegen 
der schwierigen Überwachung der Mengen und der noch un- 
geklärten Verfahrensbedingungen nicht auf die Erfüllung 
von Quotenverpflichtungen angerechnet. Gleiches gilt nach 
Satz 8 auch für Biogas, da es kein biogener Ersatz für allein 
quotenpflichtigen Diesel- oder Ottokraftstoff ist. 

Für Energieerzeugnisse im Sinne von Satz 1, die vollständig 
oder teilweise aus tierischen Ölen oder Fetten hergestellt 
werden (insbesondere Biodiesel) wird, soweit es sich um 
reine Biokraftstoffe handelt, die nicht der Erfüllung von 
Quotenverpflichtungen dienen, gemäß § 50 Abs. 1 und 3 
EnergieStG n. F. bis zum 3 1 . Dezember 2011 eine Steuerent- 
lastung gewährt. Derartige Erzeugnisse werden daher nach 
Satz 9 bis zum 31. Dezember 2011 aus Gründen des Vertrau- 
ensschutzes (Kompensation für die teilweise wegfallende 
steuerliche Begünstigung) auch auf die Erfüllung von Quo- 
tenverpflichtungen angerechnet. Nach diesem Zeitpunkt 
entfallt im Einklang mit dem Auslaufen der steuerlichen 
Begünstigung diese Anrechenbarkeit. Die Nichtberücksich- 
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tigung der Biokraftstoffe nach Satz 9 ab dem 1. Januar 2012 
ist sachlich gerechtfertigt, weil für diese Erzeugnisse - auch 
im Rahmen der Quotenpflicht - kein Bedürfnis für eine För- 
derung besteht. Der Absatz von tierischen Ölen und Fetten, 
die als Ausgangsstoffe für Energieerzeugnisse im Sinne von 
Satz 1 in Betracht kommen, ist durch die Verwendung insbe- 
sondere in der oleochemischen Industrie gesichert. Mit der 
Regelung in Satz 9 sollen auch Verwerfungen auf diesem 
funktionierenden forderungsfreien Absatzmarkt vermieden 
werden, die langfristig mit einer Berücksichtigung dieser tie- 
rischen Öle und Fette im Rahmen der Quotenpflicht verbun- 
den wären. 

Zur Gewährleistung eines einheitlichen Vollzuges der Quo- 
tenverpflichtungen sind bei der Berechnung ihrer Höhe im 
Einzelfall von vornherein feststehende Daten zum Energie- 
gehalt der verschiedenen Biokraftstoffe zugrunde zu legen, 
ln diesem Zusammenhang ist nach Satz 10 vorgesehen, dass 
das Bundesministerium der Finanzen den Energiegehalt der 
verschiedenen Biokraftstoffe sowie Änderungen ihres Ener- 
giegehalts bekaimt gibt. 

Zu § 37c (Mitteilungs- und Abgabepflichten) 

§ 37c regelt Mitteilungs- und Abgabepflichten im Zusam- 
menhang mit der Erfüllung von Quotenverpflichtungen nach 
§ 37a Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit Absatz 3. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält insbesondere Mitteilungspflichten der Quo- 
tenverpflichteten, die die zuständige Stelle in die Lage ver- 
setzen sollen, die Einhaltung der Quotenverpflichtungen zu 
überwachen. Verstöße gegen diese Mitteilungspflichten sind 
gemäß § 62 Abs. 1 Nr. 9 BImSchG n. F. bußgeldbewehrt. 
Die Mitteilung falscher Informationen durch Dritte, die die 
Erfüllung einer Quotenverpflichtung vertraglich übernom- 
men haben, ist nach § 62 Abs. 1 Nr. 10 BImSchG n. F. buß- 
geldbewehrt. Während Absatz 1 Satz 1 und 2 Mitteilungs- 
pflichten regeln, die unabhängig davon zu erfüllen sind, ob 
der Quotenverpflichtete die Quotenpflicht selbst oder durch 
einen Dritten erfüllt, sind nach Satz 3 im Falle der Übertra- 
gung der Erfüllung von Quotenverpflichtungen auf Dritte 
zusätzlich die Angaben nach Absatz 4 Satz 3 zu machen; 
außerdem ist eine Kopie des Vertrags mit dem Dritten vorzu- 
legen. Ohne diese Angaben wäre die zuständige Stelle außer- 
stande, die Übertragung der Erfüllung von Quotenverpflich- 
tungen auf Dritte nachzuvollziehen und zu überprüfen (siehe 
zur Verhältnismäßigkeit des Erfordernisses eines schrift- 
lichen Vertrags die Ausführungen zu § 37a Abs. 4). ln die- 
sem Zusammenhang bietet die Vorlage des Vertrags mit dem 
Dritten grundsätzlich die erforderliche Gewähr für die An- 
nahme, dass die Erfüllung der Quotenverpflichtung tatsäch- 
lich einvemehmlich vom Quotenverpflichteten auf den Drit- 
ten übertragen wurde. 

Im Falle der Übertragung der Erfüllung von Quotenver- 
pflichtungen auf Dritte ist die zuständige Stelle bei der 
Prüfung, inwieweit der Dritte die Quotenverpflichtung tat- 
sächlich erfüllt hat, auf die entsprechenden Angaben des 
Dritten angewiesen. Vor diesem Hintergrund hat der Dritte 
nach Satz 4 diese Angaben gegenüber der zuständigen Stelle 
zu machen. Die Mitteilung unzutreffender Daten ist in die- 
sem Zusammenhang bußgeldbewehrt (§ 62 Abs. 1 Nr. 10 
BImSchG n. F.). 


Im Interesse eines effizienten Vollzuges ist nach Satz 5 vor- 
gesehen, dass die zuständige Stelle ein elektronisches Regis- 
ter führt, das für alle Verpflichteten die nach den Sätzen 1 
bis 4 erforderlichen Angaben enthält. 

Zu Absatz 2 

Die Einhaltung der Quotenverpflichtungen nach § 37a 
Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit Absatz 3 kann letzt- 
lich nur durch eine Sanktionsregelung sichergestellt werden, 
die gewährleistet, dass es aus wirtschaftlicher Sicht für die 
Quotenverpflichteten günstiger ist, die Quotenverpflichtung 
einzuhalten als hiergegen zu verstoßen. Diesem Zweck dient 
die Regelung in Absatz 2, die sich an eine ähnliche Vor- 
schrift in § 18 Abs. 1 des Treibhausgas-Emissionshandels- 
gesetzes anlehnt. Nach Absatz 2 Satz 1 setzt die zuständige 
Stelle, soweit ein Verpflichteter seiner Quotenverpflichtung 
nicht nachkommt, für die fehlende Menge Biokraftstoffs 
eine Abgabe fest. Da sich die erforderlichen Mindestanteile 
von Biokraftstoff nach § 37a Abs. 3 Satz 5 auf den Energie- 
gehalt der Gesamtmenge des fossilen Kraftstoffs zuzüglich 
des Biokraftstoffanteils beziehen, ist nach Absatz 2 Satz 1 im 
Rahmen der Sanktionsregelung auch die Fehlmenge Bio- 
kraftstoffs nach dem Energiegehalt zu berechnen. 

Die Höhe der Sanktion wird in Absatz 2 Satz 1 und 2 so fest- 
gesetzt, dass sie die Mehrkosten, die mit der Herstellung von 
Biokraftstoff im Vergleich zur Herstellung von Diesel- bzw. 
Ottokraftstoff verbunden sind, abdeckt. Als biogene Refe- 
renzkraftstoffe wurden hierbei Fettsäuremethylester bzw. 
Bioethanol gewählt. Als Anhaltspunkt für die mit der Her- 
stellung von Fettsäuremethylester und Bioethanol verbunde- 
nen Mehrkosten wurde der Umfang ihrer steuerlichen Be- 
günstigung nach dem Energiesteuergesetz zuzüglich eines 
angemessenen Sicherheitszuschlages zugrunde gelegt, der 
der Volatilität der Preise auf dem Kraftstoffmarkt Rechnung 
trägt. Vor diesem Hintergrund wurde eine Sanktionshöhe 
von 50 Cent/Liter für Fettsäuremethylester und von 80 Cent/ 
Liter für Bioethanol als angemessen angesehen. Dem ent- 
spricht bei einer energetischen Berechnung eine Abgabe in 
Höhe von 16 Euro je Gigajoule für Fettsäuremethylesterund 
in Höhe von 38 Euro je Gigajoule für Bioethanol. In den Fäl- 
len, in denen die Gesamtquote gemäß § 37a Abs. 3 Satz 3 
nicht erbracht wurde, kommt nach Absatz 2 Satz 2 die gerin- 
gere Sanktionshöhe zum Tragen, da der Quotenverpflichtete 
seine Verpflichtung durch Inverkehrbringen von Fettsäure- 
methylester hätte erfüllen können. Satz 3 stellt in diesem Zu- 
sammenhang klar, dass in solchen Fällen die Abgabe nur für 
die Fehlmengen Biokraftstoffs festgesetzt wird, für die nicht 
bereits gemäß Satz 2 oder Satz 3 eine Abgabe festzusetzen 
ist. 

Nach Absatz 2 Satz 5 ist die Abgabe gegen den Quotenver- 
pflichteten festzusetzen, soweit im Falle einer Übertragung 
der Erfüllung einer Quotenverpflichtung gemäß § 37a 
Abs. 4 Satz 2 der Dritte die Verpflichtung nicht erfüllt. Hier- 
durch wird sichergestellt, dass sich Quotenverpflichtete ihrer 
Verantwortung für die Erfüllung der Quotenpflicht nicht da- 
durch entziehen können, dass sie diese auf nicht leistungs- 
willige oder nicht leistungsfähige Dritte übertragen. 

Nach Satz 6 kann die zuständige Stelle in Fällen nachweis- 
lich unverschuldeter Unmöglichkeit der Erfüllung einer Ver- 
pflichtung nach § 37a Abs. 3 Satz 2 für das Kalenderjahr 
2007 in diesem Kalenderjahr von der Festsetzung der Abga- 
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be absehen. ln diesem Fall ist die Verpflichtung für das Jahr 
2007 nach § 37a Abs. 3 Satz 2 erst im Jahr 2008 - zusätzlich 
zu der für das Jahr 2008 bestehenden Verpflichtung - zu er- 
füllen (Satz 7). Die Anwendung der eng auszulegenden 
Ausnahmeregelung nach den Sätzen 6 und 7 kommt insbe- 
sondere in Betracht, wenn sich Genehmigungsverfahren für 
Anlagen zur Mischung von Ottokraftstoff mit entsprechen- 
dem Biokraftstoff verzögern, so dass eine Erfüllung der 
Quotenpflicht im Wege der Beimischung von Biokraftstoff 
zeitweise nicht möglich ist. Dies gilt auch im Falle von 
Lieferengpässen bei Ottokraftstoff mit entsprechend niedri- 
gem Dampfdruck, der für die Beimischung insbesondere von 
Bioethanol erforderlich ist, um die Vorgaben der Norm 
DIN EN 228 zu erfüllen. Gerade im mittelständischen Be- 
reich könnte es in der Überganszeit aus den genannten Grün- 
den Probleme geben, die Bioethanolquote zu erfüllen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 lehnt sich eng an eine ähnliche Regelung in § 18 
Abs. 2 des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes an. 

Nach Absatz 3 Satz 1 und 2 ist in den Fällen, in denen der 
Quotenverpflichtete seiner Mitteilungspflicht gegenüber der 
zuständigen Stelle nach Absatz 1 Satz 1 oder 3 nicht nach- 
kommt, der Umfang der Quotenverpflichtung, auch als 
Grundlage für eine etwaige Abgabe nach Absatz 2, sowie die 
tatsächlich in Verkehr gebrachte Menge Biokraftstoffs durch 
Schätzung zu ermitteln. Die Möglichkeit der Schätzung ist 
für die Funktionsfähigkeit der Quotenregelung insgesamt 
unverzichtbar, weil sich die betroffenen Firmen ohne eine 
entsprechende Vorschrift durch bloße Unterlassung der er- 
forderlichen Mitteilungen faktisch ihrer Quotenverpflich- 
tung und ggf. auch ihrer Zahlungsverpflichtung nach Ab- 
satz 2 entziehen könnten. Der Bußgeldtatbestand nach § 62 
Abs. 1 Nr. 9 BImSchG n. F. allein bietet in diesem Zusam- 
menhang keinen hinreichenden Anreiz für die Erfüllung der 
Mitteilungspflicht. In den Fällen, in denen Angaben zu der in 
einem Kalenderjahr in Verkehr gebrachten Menge Biokraft- 
stoffs vollständig fehlen, wird die zuständige Stelle, soweit 
nicht entsprechende anderweitige Erkenntnisse vorliegen, 
regelmäßig davon ausgehen, dass kein Biokraftstoff in Ver- 
kehr gebracht wurde. 

Nach Satz 4 nimmt die zuständige Stelle in den Fällen feh- 
lender Angaben eines Dritten zu den aufgrund einer vertrag- 
lichen Verpflichtung nach § 37a Abs. 4 Satz 2 in Verkehr ge- 
brachten Mengen Biokraftstoffs an, dass der Dritte die 
eingegangene Verpflichtung nicht erfüllt hat. 

Nach den Sätzen 3 und 5 besteht letztmalig im Rahmen der 
Anhörung zum Festsetzungsbescheid zur Abgabe nach 
Absatz 2 die Möglichkeit, die Schätzung nach Satz 1 bzw. 
die Annahme nach Satz 4 durch die Mitteilung der ausste- 
henden Informationen seitens des Quotenverpflichteten 
selbst oder ggf. des Dritten abzuwenden. 

Zu § 37d (Zuständige Stelle, Rechtsverordnung der Bun- 
desregierung) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt die Errichtung und die Aufgaben der zustän- 
digen Stelle. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält Ermächtigungen zum Erlass von Rechts- 
verordnungen durch die Bundesregierung. 

Nummer 1 trägt dem Umstand Rechnung, dass die Ent- 
wicklung von Biokraftstoffen, insbesondere solcher der sog. 
zweiten Generation, dynamisch verläuft und daher derzeit 
eine abschließende Festlegung, welche Erzeugnisse Bio- 
kraftstoffe sind, nicht möglich ist. 

Im Rahmen von Rechtsverordnungen nach Nummer I kön- 
nen daher von § 37b Satz 1 bis 6 abweichende Bestimmun- 
gen getroffen werden. In diesem Zusammenhang können 
insbesondere neu entwickelte Erzeugnisse als Biokraftstoffe 
bestimmt werden oder Qualitätsanforderungen für bestimm- 
te Biokraftstoffe - insbesondere nach Maßgabe (neuer oder 
geänderter) europäischer oder nationaler Normen - erstmals 
vorgeschrieben oder geändert werden. Darüber hinaus 
können im Lichte der Entwicklung insbesondere von Bio- 
kraftstoffen der zweiten Generation, die herkömmlichen 
Biokraftstoffen etwa im Hinblick auf ihr CO 2 - Verminde- 
rungspotenzial oder eine breitere verwendbare Rohstoff- 
grundlage überlegen sind, Festlegungen getroffen werden, 
wonach etwa bestimmte herkömmliche Erzeugnisse nicht 
mehr oder nur noch eingeschränkt als Biokraftstoffe gelten. 
Rechtsverordnungen nach Nummer 1 können schließlich in 
Abweichung von § 37b Satz 8 die Anrechenbarkeit biogener 
Öle auf die Erfüllung von Quotenverpflichtungen nach § 37a 
Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit Absatz 3 regeln. 
Zwingend sind dabei die Überwachung des Biokraftstoff- 
anteils sowie die Sicherstellung von Umweltvorteilen in der 
C02-Bilanz und durch Nachweis des nachhaltigen Anbaus 
der Biomasse im Rahmen einer Zertifizierung. 

Nummer 2 schafft die Möglichkeit, für bestimmte Biokraft- 
stoffe nach Maßgabe ihrer C02-Bilanz einen Faktor festzu- 
legen, der rechnerisch zu einer Erhöhung oder Absenkung 
der im Rahmen der Quotenverpflichtung berücksichtigungs- 
fähigen Biokraftstoffmenge führt (Bonus-/Malusregelun- 
gen). Hierdurch soll ein Anreiz für die Entwicklung von in- 
novativen Biokraftstoffen, insbesondere solchen der zweiten 
Generation, geschaffen werden. 

Mit Rechtsverordnungen nach den Nummern 3 und 4 soll si- 
chergestellt werden, dass bei der Erzeugung von Biomasse 
für Biokraftstoffe Mindestanforderungen an eine nachhalti- 
ge Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flächen oder Min- 
destanforderungen zum Schutz natürlicher Lebensräume 
oder bestimmte C02-Einsparanforderungen erfüllt werden. 
Zur Sicherstellung der Einhaltung derartiger Mindestanfor- 
derungen kann beispielsweise auf nationale, EG-weite oder 
internationale Zertifizierungssysteme zurückgegriffen wer- 
den. In diesem Zusammenhang wird insbesondere künftig zu 
erwartenden entsprechenden EG-rechtlichen Vorgaben 
Rechnung zu tragen sein. Inhaltlich fallen unter die Num- 
mern 3 und 4 beispielsweise Regelungen für einen umwelt- 
verträglichen Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemit- 
teln, zur Vermeidung großflächiger landwirtschaftlicher 
Monokulturen sowie Regelungen, die sicherstellen sollen, 
dass zum Anbau von Biomasse nicht schutzwürdige natürli- 
che Lebensräume zerstört oder beeinträchtigt werden. Eine 
Staffelung nach der C02-Einsparung darf nicht zu Lasten der 
Nachhaltigkeit der Biomasseerzeugung gehen. 
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Nummer 5 zielt darauf ab, im Falle von Änderungen des 
Preisniveaus für Kraftstoffe durch Anpassung der Höhe der 
Abgabe nach § 37c Abs. 2 Satz 2 oder 3 sicherstellen zu 
können, dass Quotenverpflichtete, die gegen ihre Quoten- 
verpflichtung verstoßen, wirtschaftlich nicht besser gestellt 
werden als gesetzestreue Verpflichtete. 

Zu Nummer 5 (§ 48) 

§ 48 Abs. 2 (neu) BImSchG regelt den Erlass allgemeiner 
Verwaltungsvorschriften. 

Zu Nummer 6 (§ 52 Abs. 3 Satz 1) 

Nach dem neu gefassten § 52 Abs. 3 Satz 1 BImSchG gelten 
die in § 52 Abs. 2 BImSchG geregelten Duldungs- und Mit- 
wirkungspflichten auch für Eigentümer und Besitzer von 
Treibstoffen, soweit diese den §§ 37a bis 37c oder einer 
Rechtsverordnung nach § 37d BImSchG n. F. unterliegen. 

Zu Nummer 7 (§ 62) 

§ 62 Abs. 1 Nr. 9 und 10 BImSchG n. F. enthält Ordnungs- 
widrigkeitentatbestände im Falle von Verstößen gegen Mit- 
teilungspflichten nach § 37c Abs. 1 BliuSchG n. F. Nach 
§ 62 Abs. 4 BImSchG n. F. ist die zuständige Stelle die für 
die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 62 Abs. 1 
Nr. 9 und 10 BImSchG n. F. zuständige Behörde. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Mineralöldaten- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 3) 

ln der Vergangenheit kamen Meldepflichtige ihren Melde- 
pflichten oftmals nicht nach und es bereitete Schwierigkei- 
ten, die zu meldenden Angaben einzufordem. Die Angaben 
sind aber unabdingbar, um Erkenntnisse über technische und 
marktpolitische Entwicklungen zu gewinnen und Entwick- 
lungen rechtzeitig festzustellen, die das Steueraufkommen 
beeinträchtigen können. Deshalb sollen Amtsträger des Bun- 
desamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) die 
Möglichkeit erhalten, auf gesetzlicher Grundlage die Anga- 
ben vor Ort einfordem und kontrollieren zu können. 


Zu Nummer 2 (§5 Abs. 2) 

Durch den zunehmenden Bezug der Energiepolitik zu ande- 
ren Politikfeldem sind über das Bundesministerium für Wirt- 
schaft und Technologie hinaus weitere oberste Bundesbehör- 
den auf Einzelangaben angewiesen. Durch die Erweiterung 
auf diesen Kreis ist zudeiu eine einheitliche Datenbasis ge- 
währleistet. Auch der erweiterte Bundesbehördenkreis un- 
terliegt der Geheimhaltungspflicht über die Einzelangaben. 

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes und 
das Inkraft- und Außerkrafttreten einzelner Vorschriften un- 
ter der Voraussetzung erteilter beihilferechtlicher Genehmi- 
gungen. 
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